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Bei  der  SPÖ hingegen  scheint  es  sehr 
wohl  so  etwas  wie  einen  Selbstzerstö
rungstrieb  zu  geben, wie  die  letzten Wo
chen,  aber  auch  schon  Monate  und 
Jahre, zeigen.

Aktuell  findet  sich  die  Partei  in  einer 
veritablen Krise, die sich nicht nur durch 
das Wahlergebnis manifestiert. So konnte 

sie kaum Stimmen von der FPÖ, die trotz 
der  fatalen  Umstände  ein  beachtliches 
Ergebnis  zustande brachte,  zurückholen: 
vielmehr  wanderten  sie  zur  ÖVP  oder 
blieben    lieber zu Hause und sorgten  für 
eine  deutlich  verringerte  Wahlbeteili
gung.  Auch  die  bei  der  vorhergehenden 
Wahl  mobilisierten  grünaffinen  Wähler 
konnten  nicht  bei  der  Stange  gehalten 
werden,  was  sicher  durch  den  Schock, 
dass die Grünen gar nicht mehr im Parla
ment  vertreten  waren,  schwieriger  wur
de.

Diese  Dynamiken  haben  aber  auch 
tiefere  Ursachen  als  die  Sympathiewerte 
beim Wahlvolk.  So  ist die dauerhafte De
batte  über  die  Parteiführung,  zum  Teil 
durch  interne  Intrigen  befeurt,  zum  Teil 
durch  externe  Analysen,  Kommentare, 
Ratschläge bis hin zu Abwertung und ab
fälligen  Äußerungen,  ein  Paradebeispiel 
dafür,  wie  man  es  nicht  machen  sollte. 
Der  Abgang  Kerns  oder  die  verordnete 
Bestellung  von  RendiWagner  als  erster 
Frau  an der  Spitze  schienen ungeordnet, 

konfus und planlos über die Bühne gean
gen zu sein.

Ein  weiterer  Punkt  ist  die  mangelnde 
Perspektive. Wenn die Parteivorsitzende, 
die  als  Tochter  einer  alleinerziehenden 
Mutter  einen  akademischen  Abschluß 
machen  konnte,  keine  Antwort  auf  die 
Journalistenfrage  nach  dem  Alleinstel

lungsmerkmal der SPÖ hat, dann fehlt et
was  Wesentliches.  Oder  wie  Isolde 
Charim  in  einem  Kommentar  schreibt: 
„Politik  ohne  Erzählung  ist  schal".  Dazu 
kommen  permanente  Querschüssen  aus 
den  eigenen  Reihen,  viele  gewichtige 
Stimmen  mit  unterschiedlichen  Aussa
gen, die  genüßlich von den bürgerlichen 
Medien zitiert werden, bis hin zur Selbst
beschädigung  wie  zuletzt  bei  der  Farce 
um  den  Vertrag  mit  einem  Beraterver
trag, die den Kärntens Landeshauptmann 
Kaiser zu der nicht nur rhetorischen Fra
ge  verleitete,  „Sind  21  Prozent  noch  im
mer zu viel?“.

Wenn  wir  uns  jetzt  von  der  aktuellen 
Situation  lösen  und  einen  Blick  auf  die 
Geschichte werfen, können wir noch vile 
tiefliegendere Gründe ausmachen.

Schon  zu  ihrer  Gründungszeit  unter 
Viktor  Adler  betrachtete  die  damalige 
SDAP  (Sozialdemokratische  Arbeiterpar
tei)  das  Kommunistische  Manifest  nur 
als  Zukunftsvision,  heute  scheint  davon 
nur  mehr  das  diffuse  Bild  einer  Vision 

übrig  zu  sein.  Unbestritten  sind  ihre  Er
rungenschaften  für die ArbeiterInnen,  je
doch  gingen  die  Forderungen  nie  über 
eine Verbesserung der Umstände im Rah
men  der  bestehenden  Ordnung  hinaus. 
Diese  Ordnung  ist  in  der  bürgerlichen 
Klassengesellschaft  die  Diktatur  der 
Bourgeoisie mittels der bürgerlichen De
mokratie,  zumindest  solange  die  Macht
frage nicht gestellt wird. Und damit stellt 
sich bereits ein  fataler Widerspruch her
aus: die Übernahme der Macht auf demo
kratischem Wege, um zum Sozialismus zu 
gelangen,  also die Klassen abzuschaffen. 
Das gleicht dem Versuch durch das Spiel 
am Roulettetisch das Casino zu überneh
men, um die Spielsucht zu heilen.

Natürlich  ist  die  SPÖ  aus  der  und 
durch  die  Arbeiterklasse  entstanden. 
Entsprechend war auch das Wählerreser
voir großteils bestimmt, auch weil es der 
Partei  immer  gelang,  Alternativen  auf 
proletarischer Seite klein zu halten. Wenn 
die  historischen  Umstände  nicht  durch 
Diktatur oder Krieg politische Arbeit ver
unmöglichten, konnte das Proletariat lan
ge  mittels  Zugeständnissen  ruhig 
gehalten  werden.  Die  Verwaltung  dieser 
Zugeständnisse  konnte  die  SPÖ  für  sich 
reklamieren,  dafür  erhielt  sie Macht  und 
Posten  für  ihre  Kader.  Zu  der  oft  be
schworenen  goldenen  Zeit  eines  Bruno 
Kreisky  mit  absoluter  Mandatsmehrheit 
konnten  aufgrund  der  Aufschwungphase 
in den frühen 1970er Jahren substantielle 
Sozialmaßnahmen  ohne  Gefährdung  der 
Bourgeoisie  umgesetzt  werden.  Gegen 
Ende  jenes  Jahrzehnts  waren  dann  nur 
mehr  kostengünstige  Fortschritte  durch
setzbar, etwa im Frauenrecht oder bei Li
beralisierungen.  Bereits  Anfang  der 
1980er Jahre waren Schuldenbekämpfung 
und  Privatisierungen  an  der  Tagesord
nung. Damit  schwand auch das Füllhorn 
und  die  Einflußsphäre,  der  Abstieg  hat 
begonnen, und damit sich weiter verstär
kende  negative  Tendenzen.  Die  fehlende 
Perspektive    wie  hält  man  es  etwa  mit 
der  postindustriellen  Arbeitswelt?    ver
größerte  die  Kluft  zwischen  Basis  und 
Spitzenfunktionären,  zwischen  Wähler 
und Partei. Die Partei gibt sich staatstra

Ist die SPÖ noch zu retten?
Oder: Was können die Lemminge dafür?

Und damit stellt sich bereits ein fataler Widerspruch 
heraus: die Übernahme der Macht auf demokrati‐

schem Wege, um zum Sozialismus zu gelangen, also die 
Klassen abzuschaffen. Das gleicht dem Versuch durch 
das Spiel am Roulettetisch das Casino zu übernehmen, 
um die Spielsucht zu heilen.

Was haben Lemminge mit  der  SPÖ  zu  tun? Natürlich  gar nichts,  aber  gegen
wärtig könnte durchaus der Eindruck entstehen. Befassen wir uns zunächst 

mit  dem  Lemming,  biologisch  aus  der  Unterfamilie  der  Wühlmäuse  kommend. 
Sprichwörtlich  bekannt  ist  er  wegen  seiner  angeblichen  Neigung  zum  Massen
selbstmord. Das  ist wissenschaftlich erwiesener Humbug. Es kann zwar aufgrund 
von Populationsdruck  in manchen Gegenden alle 30 bis 35 Jahre zu Massenwan
derungen mit umstandsbedingten Todesfällen kommen, das  ist aber weit entfernt 
vom unterstellten apokalyptischen Szenario.
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gend  und  betreibt  eine  Politik  gegen  die 
Interessen  ihrer  Kernwählerschaft,  neue 
Interessenten  jenseits  machtinteressier
ter  Karrieristen  sind  spärlich,  dennoch 
scheint  man  über  die  schwindende  Zu
stimmung  überrascht.  Die  Entschei
dungsstrukturen  sind  hierarchisch 
dominiert,  die Mitglieder  werden  als  Be
drohung wahrgenommen.  In  diesem Um
feld für die Partei zu laufen grenzt schon 
an Masochismus.

In  so  einem  Fall  besinnt man  sich  oft 
seiner  Wurzeln,  und  ist  damit  wieder 
beim ursprünglichen Dilemma, glaubwür
dig die Machtfrage innerhalb des Systems 
zu stellen, angelangt. Der zentrale Slogan 

bei  der  vergangenen  Wahl  war  die 
Menschlichkeit,  wie  vor  über  hundert 
Jahren,  als  es darum ging, den Kapitalis
mus  menschlicher  zu  machen.  Die  Ge
sellschaft  hat  sich  verändert,  was  sind 
die Antworten darauf? Die SP hat viel an 
Glaubwürdigkeit  verspielt,  wenn  es  die 
klar antiproletarische FPÖ schafft,  in der 
Arbeiterschaft  trotz  unglaublicher  Skan
dale stärkste Partei zu bleiben. 

Um die eingangs gestellte Frage zu be
antworten: die SPÖ wird gerettet werden, 
wenn schon nicht aus eigener Kraft, dann 
eben  weil  die  Bourgeoisie  sie  braucht: 
zur  Beherrschung  und  Verwirrung  des 
Proletariats,  zur  Ablenkung  von  anderen 

politischen Optionen. 
Und  warum  befassen  wir  uns  immer 

wieder mit  ihr? Weil  sie  ihre Wurzeln  in 
der  Arbeiterschaft  hat  und  viele  ihrer 
Wähler bewußt oder  instinktiv den Klas
sencharakter  der  bürgerlichen Demokra
tie  erfasst  haben,  trotz  des  allgemein 
sinkenden  Klassenbewusstseins,  nicht 
zuletzt auch von der SPÖ mitverursacht. 
Und  dieses  politische  Subjekt  ist  es 
schließlich,  das  wir  mit  unserer  Arbeit 
erreichen  wollen,  das  wir  von  ihrer 
Macht  und  Bedeutung  überzeugen  wol
len!

Die  stellvertretende  Klubvorsitzende 
der Grünen,  Sigrid Maurer  raunte gar  im 
Vorfeld  der  Pressekonferenz  der  künfti
gen  Regierungsspitze,  nicht  nur  für  die 
Grünen, auch für die neue Volkspartei sei 
im  ausgehandelten  Koalitionsabkommen 
„sehr vieles schmerzhaft“. Vermutlich war 
diese  Äußerung  allerdings  eher  scherz
haft. 

Denn  das  letztlich  auch  vom  Grünen 
Bundeskongress in Salzburg am 4. Jänner 
mit einer Mehrheit von 93,18 Prozent an
genommene  Regierungsprogramm  steht, 
abgesehen  von  einigen  Punkten,  auf  die 
wir  unten  noch  eingehen werden,  in  der 
schlechtesten Tradition der türkisblauen 
Koalition von 20172019.

Realitätsverweigerin  Maurer  schwa
droniert  aber  dennoch munter  über  „die 
grüne Handschrift  (die sich) durch das ge
samte Regierungsprogramm zieht“. 

Nach  dem  Aufplatzen  der  IbizaEiter
beule  stilisierte  sich  Sebastian  Kurz  in 
unerträglicher Manier  zum Märtyrer,  der 
zum  Besten  des  Landes  die  ganze  Last 
der  Regierungspolitik  auf  seine  Schulter 
genommen  und  gute  Miene  zum  bösen 

Spiel  der  FPÖEinzelfälle  gemacht  habe. 
Das  Herumgejammere  diente  einem  kla
ren  Zweck.  Kurz  putzte  sich  elegant  ab 
und  tat  so,  als  sei  er  (als  Regierungs
chef!) nie  für  irgendeine der skandalösen 
Maßnahmen  seines  Kabinetts  verant
wortlich gewesen. 

Dass er vor allem das Innenministeri

um  unter Herbert  Kickl  ins  Visier  nahm, 
bedeutete  keineswegs  eine  „Wende“  hin 
zu  „Rechtsstaatlichkeit“  oder  der  Wah
rung demokratischer Freiheiten. 

Kurz, der  in Worten und Taten gezeigt 
hatte,  dass  er  einen  klaren  autoritären 
Kurs  verfolgte,  nutzte  die  Gunst  der 
Stunde, um seinem Koalitionspartner die 
beiden Schlüsselministerien (Inneres und 
Landesverteidigung)  abzuringen.  Ange
sichts  einer  völlig  konfusen  sozialdemo
kratischen  Opposition  hoffte  er,  auch 
ohne  FPÖ weiterregieren  zu  können. Der 
nach  einigem  Lavieren  von  der  SPÖ  ein

gebrachte  Misstrauensantrag  stürzte 
erstmals  in  der  österreichischen  Ge
schichte  eine  Regierung  und machte  zu
gleich das Verhältnis der Hauptpartei der 
heimischen Bourgeoisie zu  ihrer eigenen 
parlamentarischen  Staatsform  transpa
rent:  angesichts  der  nun  notwendigen 
Neuwahlen  erklärte  Kurz,  jetzt  habe  das 
Parlament  gesprochen,  bei  den  Wahlen 
werde „das Volk“ sprechen. 

Die  neue  ÖVP,  die  gemeinsam mit  ih
rem Koalitionspartner FPÖ mittels  Initia
tivanträgen die Kontrollmöglichkeiten 

der Opposition ausgehebelt und bewusst 
verfassungswidrige Gesetze durchgesetzt 
hatte  (Stichwort:  Einschränkungen  bei 
der  Mindestsicherung,  12Stundentag
Einführung per  Initiativantrag, komplette 
Änderung  von  Gesetzesvorschlägen 
durch Abänderungsanträge  in  letzter Mi
nute  ...),  spielte  unverhohlen  „das  Volk“ 
gegen „das Parlament“ aus. 

Der  Repräsentant  (nicht  nur)  des  ös
terreichischen  Großkapitals  hatte  im 
September 2018 offenherzig erklärt:  „Vie
les von dem, was  ich heute sage,  ist vor 
drei Jahren noch massiv kritisiert und als 

Die neue Bundesregierung:
Türkise Macht und grünes Feigenblatt

Am 2. Jänner 2020 gaben Sebastian Kurz als allmächtiger Vorsitzender der tür
kis  behübschten  Volkspartei  und  sein  grünes  Pendant  Werner  Kogler  be

kannt, dass sich die Verhandlungsteams beider Parteien nach „zähem Ringen“ auf 
ein gemeinsames Regierungsprogramm geeinigt hätten.  

Viele „Linke“ waren auf die FPÖ fixiert und ließen 
damit dem Erzreaktionär Kurz freie Hand.
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rechtsradikal  abgetan  worden,  das  hat 
sich geändert.“

Wie bei der Wenderegierung  im Febru
ar  2000  fixierten  sich  zahlreiche  „Linke“ 
auf die FPÖ. Deren dummdreistes Agieren 
–  immerhin hatte  die  immer mehr  ins  fa
schistoide abgleitende Partei des reaktio
nären  Kleinbürgertums  darauf  gewartet, 
endlich auch in gutdotierte Positionen zu 
gelangen – machte sie auch zur einfachen 
Zielscheibe.  Dass  der  durchgehend  reak
tionäre  Kurs  der  Regierung  die  Hand
schrift  der  neuen Volkspartei  trug wurde 
bewusst  oder  unbewusst  herunterge
spielt. 

Die  Gruppe  Klassenkampf  hat  uner
müdlich  auf  diese  Tatsache  hingewiesen. 
Wir  haben  seit  dem  Sommer  des  vergan

genen  Jahres  auch  immer  klar  gesagt: 
Egal,  wie  die  neue  Regierung  aussehen 
wird, sie wird die Angriffe auf die sozialen 
und  politischen  Errungenschaften  der 
Lohnabhängigen  fortsetzen.  Genau  das 
bestätigt  sich,  wenn  wir  das  Regierungs
programm von türkisgrün lesen. 

Kein  Wunder,  dass  die  europäischen 
Massenmedien minuziös über die Koaliti
onsverhandlungen  und  deren  Abschluss 
berichtet  haben.  Denn  die  „Grünen“  prä
sentieren  sich  europaweit  als  demokrati
sche,  liberale,  soziale,  humanistische 
Parteien  eines  umweltbewussten,  gebil
deten Kleinbürgertums. Dass sie in Öster
reich  nun  in  eine  Koalition  mit  einer 
reaktionären  bürgerlichen  Partei  gehen, 
gegen  deren  Kurs  in  der  Migrationsfrage 
sie  jahrelang  polemisiert  hatten,  die  law 
and order  und  geschlossene Grenzen  auf 
ihr Banner geschrieben hat, die offen die 
Interessen des Großkapitals vertritt – und 
das  für  keineswegs  berauschende  Zuge
ständnisse  ist in der Tat denkwürdig.

Bereits  aus  der  Präambel  des  Regie
rungsprogramms  quillt  uns  unerträgli
cher  patriotischer  Schwulst  entgegen: 
„Österreich  ist  ein  wunderbares  Land.  Ge
prägt  von Natur  und  Landschaft  in Vielfalt 
und Schönheit. Getragen von einer innova
tiven Wirtschaft.  Gelegen  im Herzen  Euro
pas.  Gerühmt  für  seine  Kunst  und  Kultur. 
Und gebaut auf seiner demokratischen Kul
tur  und  dem Fleiß  und Engagement  seiner 

Bürgerinnen und Bürger. All das macht Ös
terreich aus.“

Was also treibt die Grünen an, mit den 
türkisen  Reaktionären  ein  Regierungs
bündnis  einzugehen?  „Wir  sind  die  erste 
Generation,  die  die  Folgen  der  Klimakrise 
spürt,  und  gleichzeitig  die  letzte  Generati
on,  die  noch  gegensteuern  kann.  Der 
Schutz  der  Umwelt  und  eine  starke  Wirt
schaft dürfen kein Widerspruch sein. Unser 
Wirtschaftsstandort  kann  noch  dynami
scher werden, wir können mehr und besse
re  Jobs  schaffen,  wenn  wir  in 
Nachhaltigkeit  investieren: Wir können die 
Schöpfung  bewahren  und  die  Klimakrise 
bekämpfen. Beides heißt, den kommenden 
Generationen  ein  lebenswertes  Österreich 
zu  hinterlassen  –  ökonomisch  und  ökolo

gisch  intakt.  Nachhaltigkeit  heißt  dabei 
auch,  auf  einen  ausgeglichenen  Staats
haushalt zu achten“.

Erraten:  Die  drohende  Umweltapoka
lypse  ist  es,  die  gebieterisch  die  Einheit 
erzwingt.  Wobei  das  Weltuntergangssze
nario  fatal  an  die  Propaganda  der  Identi
tären  erinnert,  die  ja  auch  erklären:  „Wir 
sind die letzte Generation, die noch etwas 
ändern  kann!“.  Schrecken  sich  die  einen 
vor  dem  „großen  Austausch“,  ist  es  die 
ÖkoEndzeit bei den anderen.

Weniger  an  der  grünen  Basis  sondern 
mehr  im  Umfeld  der  ÖkoPartei  lösten 
Koalitionsverhandlungen Unruhe und Un
mut  aus. Die  Evolution der Türkisen  von 
einer  behäbigen,  der  Verfassung  der  2. 
Republik  ergebenen  bürgerlichen  Volks
partei  hin  zu  einer  reaktionärautoritären 
Führerpartei  mit  dem  klar  umrissenen 
Ziel, alles, was auch nur im geringsten an 
„Sozialismus“  erinnert,  beiseite  zu  fegen 
und einen starken Staat zu etablieren, war 
in  aller  Öffentlichkeit  abgelaufen.  Dass 
die Sozialpartnerschaft so gut wie tot  ist, 
ist  offensichtlich.  Die  Angriffe  auf  grund
legende  soziale  Rechte  und  Errungen
schaften  unter  der  Regierung 
KurzStrache  wurden  zwar  von  einer 
blauen Ministerin vorgetragen – die unse
lige  Frau  HartingerKlein  war  aber  bloß 
die  Sprechpuppe  des  Bundeskanzlers. 
Auch  der  blaue  Innenminister  Kickl,  der 
durch  seine  extrem  polemische  und  mit 

faschistoidem Subtext versehene Sprache 
immer wieder vorzupreschen schien, folg
te  der  Linie,  die  letzten  Endes  von  der 
KurzBande  vorgegeben  wurde.  Die 
Machtkämpfe  um  Posten  und  Pöstchen 
ergaben  sich  aus  einer  Konstellation,  in 
der  jede der beiden Parteien mit Zähnen 
und Krallen versuchte, die besten und lu
krativsten  Stücke  aus  dem  Staatskörper 
für sich herauszureißen.

Die  Vehemenz  der  reaktionären  Offen
sive trug wesentlich zum Kollaps der SPÖ 
bei.  Fest  verwurzelt  in  den  Illusionen  ei
ner  immerwährenden  Klassenkollaborati
on  musste  die  Kern  und  dann 
RendiWagnerFührung  die  leidvolle  Er
fahrung machen, dass die Bourgeoisie mit 
der  für  sie  nutzlos  gewordenen  bürgerli
chen  Arbeiterpartei  einfach  nur  noch 
Schlitten  fahren  wollte.  Im  Parlament 
rempelte man  die  SPÖ mit  Initiativanträ
gen  aus  dem Weg;  das  arrogante  Auftre
ten der türkisen und blauen  Koalitionäre 
im Plenum des Nationalrats  signalisierte: 
„Wir  finden  dieses  Spektakel  lächerlich 
und werden andere Saiten aufziehen“.

Die Grünen,  die  bei  den  letzten Natio
nalratswahlen  aus  dem  Parlament  geflo
gen  waren,  setzten  mittlerweile  zu  einer 
Aufholjagd an, um wieder auf der nationa
len Ebene mitreden zu können. 

In  fünf  Bundesländern  waren  die  Grü
nen ja ohnehin bereits in Landesregierun
gen  vertreten  –  und  nur  in  einem  davon 
gemeinsam mit der SPÖ, nämlich in Wien. 
In Vorarlberg, Salzburg, Tirol und Oberös
terreich war die  „Umweltpartei“  in Koali
tionen mit der ÖVP vertreten. 

Während  (Bundes)  ÖVP  und  FPÖ  jah
relang  mit  Horrorgeschichten  über  „rot
grün“  hausieren  gingen,  etablierten  sich 
die Grünen  in den agrarisch dominierten 
Teilen des Landes als solide Mitregenten. 
Während die bündisch organisierte Volks
partei mit  ihrem  behäbigen  Apparat  und 
der Bindung an Raiffeisen den Zugang zu 
jüngeren,  innovativen  bäuerlichen 
Schichten  verloren  hatte,  konnten  die 
Grünen  hier  relevante  Brückenköpfe  bil
den.  Forderungen  zugunsten  einer  um
weltverträglicheren Landwirtschaft,  einer 
Eindämmung  von  Schadstoffemissionen, 
höhere  Förderungen  für  BioBauern,  die 
Neuaufstellung  der  öffentlichen  Infra
strukturen  durch  Bus  und  Bahn  griffen 
ebenso wie  die  bewusste Hervorkehrung 
christlicher  Traditionen  in  Menschen
rechtsfragen. 

In Wien konnten die Grünen unter we

Bereits aus der Präambel des Regierungsprogramms 
quillt uns unerträglicher patriotischer Schwulst ent‐

gegen.
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sentlich  günstigeren  Bedingungen  mit 
der  SPÖ gemeinsam  regieren und vor  al
lem  die  urbane  kleinbürgerliche  Intelli
genz  ansprechen.  Dementsprechend 
waren die Grünen auf Donnerstagsdemos 
und  Mobilisierungen  gegen  TürkisBlau 
sogar mit Fahnen und Transparenten ver
treten. Hier konnte vor allem  ihre Propa
ganda  gegen  die  ausländerfeindliche 
Politik  der  Bundesregierung  ihr  Bild  als 
„linke“  Partei  ebenso  mitformen  wie  ihr 
Widerstand  gegen  reaktionäre  Pläne  der 
türkisblauen Koalition wie „Deutschklas
sen“  oder  die  präventive  „Sicherungs
haft“.

Diese  Zeiten  sind  nun  offensichtlich 
vorbei.  Für  vier  Minister_innenposten 
und den dazu gehörenden Vorteilen einer 
Regierungspartei  (größerer  Apparat  und 
Mitarbeiterstab) hat die grüne Partei etli
che  ihrer  traditionellen  Themenschwer
punkte begraben.

Das konsequente Hinarbeiten auf eine 
Koalition mit den Türkisen zeigt, wie un
sinnig  die  Etikettierungen  „links“  und 
„rechts“ sind. Wenn es hart auf hart geht, 
werden  soziale  Positionen  ebenso 
schnell  über  Bord  geworfen  wie  bürger
lichdemokratische  Programmforderun
gen  oder  humanitäres  Engagement.  „It‘s 
the classstruggle, stupid“, könnte man in 
Abwandlung  eines  pointierten  Aus
spruchs sagen.

Die grüne Parteispitze und 93,18 % ih
rer  BuKoDelegierten  haben  für  unver
bindliche  ÖkoPhrasen  in  der 
Regierungserklärung,  dem  Versprechen 
von  mehr  „Transparenz“    und  patheti
schem Gesülze Sebastian Kurz und damit 
dem  Großkapital  eine  Generalvollmacht 
zur  Fortsetzung  ihres  autoritären Kurses 
ausgestellt:  „Mit diesem Programm über
nehmen  wir  Verantwortung  –  gegenüber 
den  Menschen  in  Österreich  und  gegen
über dem Parlamentarismus und dem gu
ten  Miteinander,  gegenüber  dem  Wert 
des Kompromisses und des Austausches 
für die Demokratie. Wir übernehmen die
se  Verantwortung  in  einer  Situation,  in 
der  niemand  sonst  die  Kraft  hat,  sie  im 
Sinne  der  Österreicherinnen  und  Öster
reicher zu schultern“. 

In  den  30er  Jahren hat  der  internatio
nalistischmarxistische  Revolutionär  Leo 
Trotzki die Situation  in Frankreich analy
siert,  als das Land an der Kippe  stand  – 
hie  eine  vorrevolutionäre  Situation,  dort 
die  Gefahr  einer  faschistischen  Großof
fensive.  Dabei  untersuchte  er  die  politi

sche Rolle des Kleinbürgertums:
„Die derzeitige Gesellschaft besteht aus 

drei  Klassen:  Großbourgeoisie,  Proletariat 
und  Mittelklassen  oder  Kleinbürgertum. 
Die  Beziehungen  zwischen  diesen  drei 
Klassen bestimmen letzten Endes auch die 
politische  Lage  des  Landes.  Die  Grund
klassen  der  Gesellschaft  sind  die  Groß
bourgeoisie und das Proletariat. Nur diese 
beiden  Klassen  können  eine  klare  und 
konsequente  selbständige  Politik  führen. 
Das  Kleinbürgertum  zeichnet  sich  durch 
seine  wirtschaftliche  Unselbständigkeit 
und soziale Ungleichförmigkeit aus. Seine 

oberen Schichten gehen unmittelbar in die 
Großbourgeoisie über. Die unteren Schich
ten verschmelzen mit dem Proletariat und 
sinken  selbst  in den Zustand des Lumpen
proletariats  hinab.  Seiner  wirtschaftlichen 
Lage  entsprechend,  kann  das Kleinbürger
tum keine eigene Politik haben. Stets wird 
es  zwischen  den Kapitalisten  und  den Ar
beitern hin und herschwanken Seine eige
ne Oberschicht stößt es nach rechts; seine 
unteren,  unterdrückten  und  ausgebeuteten 
Schichten  vermögen  unter  gewissen  Um
ständen,  schroff  nach  links  zu  schwen
ken“. 

Wir haben in Österreich in den letzten 
Jahren  politische  Veränderungen  erlebt, 
die ursächlich mit der Krise der Sozialde
mokratie  zusammenhängen.  So, wie  sich 
die  Lohnabhängigen  immer  mehr  von 
„ihrer“ alten Führung abwenden, konnten 
sich  zwei  ursprünglich  kleinbürgerliche 
Parteien  –  die  reaktionäre,  faschistoide 
FPÖ  und  die  „demokratische“,  moderne 
grüne  Partei  –  festigen  und  aufbauen. 
Beide  Parteien  verkörpern  auf  ihre  Art 
die  politische  Bandbreite  der  Schwan
kungen des Kleinbürgertums. 

Das Fehlen einer  klassenbewußten  re
volutionären  Arbeiterpartei  begünstigt 
die  Degeneration  der  politischen  Partei
en  der Mittelklasse. Diesen Prozess  erle
ben wir derzeit mit.

Die  Grünen  heften  die  „Klimapolitik“ 
im Regierungsprogramm auf ihre Fahnen. 
Sie bieten Rezepte an, die in Wirklichkeit 

Placebos  sind. Man kann nicht  ernsthaft 
vom  Schutz  der  Natur  sprechen,  wenn 
man mit beiden Beinen am Boden der ka
pitalistischen  Wirtschaft  bleiben  will. 
Wer  die  großen  Energiekonzerne  nicht 
antasten  will,  wer  einer  kleinen  Schicht 
von  Kapitalisten  weiter  die  Kontrolle 
über die Produktionsmittel und damit die 
Ausbeutung und Vergeudung der natürli
chen  Ressourcen  überlässt,  kann  nur 
kosmetische  Maßnahmen  vorschlagen. 
Genau das  tun die Grünen  im  gemeinsa
men  Programm  mit  den  Türkisen.  Die 
faktische Androhung von CO2Steuern 

trifft primär die Lohnabhängigen, ebenso 
wie  die  höheren  Normverbrauchsabga
ben  auf  „umweltunverträgliche“  Autos. 
Zwar werden günstige Tickets  für die öf
fentlichen  Verkehrsmittel  angekündigt  – 
woher  die  „Verkehrsmilliarde“  allerdings 
kommen soll, bleibt ein Rätsel.

Die  Grünen  haben  sich  auf  die  Linie 
einschwören  lassen,  die  türkisblau  ge
fahren  sind:  Steuern  sollen  gesenkt,  das 
Nulldefizit  erreicht  und  auch  noch  die 
Staatsschulden  insgesamt  reduziert  wer
den.  Tatsächlich  kann  eine  solche  Wirt
schaftspolitik  nur  zu  Lasten  der 
Lohnabhängigen,  der  Arbeitslosen  und 
der  sozial  schwächsten  gehen.  Tatsäch
lich soll die Körperschaftssteuer auf 21 % 
gesenkt werden. Die projektierte Senkung 
der Einkommenssteuer stammt ebenfalls 
aus  dem  türkisblauen  Repertoire  und 
spart  das  unterste  Drittel  der  arbeiten
den  Bevölkerung  aus:  denn  dieser  Teil 
der  Arbeiter_innenklasse  verdient  ohne
hin  so  wenig,  dass  er  unter  der  Steuer
grenze  leben  muss.  Die  Steuersenkung 
macht  sich  bei  Spitzenverdienern  aber 
sehr wohl bemerkbar, ebenso wie bei gut 
situierten  Schichten  der  „Arbeiteraristo
kratie“.

Um  eine  mögliche  Unzufriedenheit 
über  die  ungerechte  Verteilung  des  ge
sellschaftlichen Reichtums von Haus aus 
zu  unterbinden,  haben die Türkisen den 
Grünen  einerseits  das  Sozialministerium 
„geschenkt“    und  gleichzeitig  wesentli

Das konsequente Hinarbeiten auf eine Koalition mit 
den Türkisen zeigt, wie unsinnig die Etikettierungen 

„links“ und „rechts“ sind. Wenn es hart auf hart geht, 
werden soziale Positionen ebenso schnell über Bord ge‐
worfen wie bürgerlich-demokratische Programmforde‐
rungen oder humanitäres Engagement.
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che  Kompetenzen  dieses  Ressorts  ins 
Wirtschaftsministerium  verlagert.  Klar  – 
das AMS hat ja nichts mit „sozial“ zu tun, 
deutlich  mehr  aber  mit  „Wirtschaftlich
keit“. Das Regierungsprogramm sieht vor, 
dass  Arbeitssuchende  neuen  Schikanen 
ausgesetzt  werden  sollen.  Verwaschen 
wird  von  einer  „Reform“  der  Zumutbar
keitsbestimmungen  geredet  –  das  ist  ein 
klarer  Fingerzeig  in  die  Richtung  von 
mehr Kontrollen, mehr Strafmaßnahmen, 

mehr Druck. 
Dass  im  gemeinsamen  Programm  von 

Grünen  und  neuer  Volkspartei  das  The
ma  12Stundentag  keine  Rolle  spielt,  ist 
da  eigentlich  nur  logisch.  Am  grünen 
Bundeskongress hätte man sich hier eine 
klare  Stellungnahme  der  Unabhängigen 
Gewerkschafter  erwarten  können.  Die 
blieb aber aus. Wir warten gespannt dar
auf, was aus der  folgenden Ankündigung 
der AUGE/UG wird:

Noch  ist es zu  früh, abschließend alle 
Punkte  im Regierungsprogramm zu beur
teilen.  „Die  AUGE/UG  wird  das  Regie
rungsprogramm  in  den  nächsten  Tagen 
eingehend  prüfen  und  ausführlich  dazu 
Stellung nehmen“,  so Klaudia Paiha, Bun
dessprecherin  der  AUGE/UG  –  Alternati
ve,  Grüne  und  Unabhängige 
GewerkschafterInnen.

In allen relevanten sozialen und gesell
schaftspolitischen  Bereichen  steht  das 
Programm  in  der  Kontinuität  der  türkis
blauen  Regierung:  der  AntiIslamismus 
wird zur Staatsräson erhoben  (Kopftuch
verbot in öffentlichen Schulen bis zum 

14.  Lebensjahr;  Einrichtung  einer  „Beob
achtungsstelle“  für  den  „politischen  Is
lam“). Es geht hier nicht, wie den Grünen 
nahestehende  Meinungsbildner  à  la  Flo
rian  Klenk  vom  „FALTER“  schreiben,  um 
eine  emanzipatorische  Maßnahme  zur 
Stärkung  der  Rechte  islamischer  Mäd
chen  und  Frauen.  Wäre  das  so,  müsste 
eine völlige Trennung von Staat und allen 
Religionsgemeinschaften  und  ihren  Sym
bolen  stattfinden.  So  wird  eine  Gruppe 

herausgegriffen  und  an  den  Pranger  ge
stellt  –  ein  wunderbares  Beispiel  einer 
apartheidartigen Segregationspolitik.

Das  findet  seinen  Niederschlag  auch 
im  Bildungsbereich.  Hurra,  die  Deutsch
klassen sind wieder da! Was werden dazu 
die  im  Schulbereich  relativ  gut  vertrete
nen  grünen  Gewerkschafter_innen  sa
gen?

Und  um  noch  eins  draufzusetzen,  hat 
die  KurzTruppe  unter  dem  Kapitel  „Mi
gration“  auch  gleich  eine wirkliche  Inno
vation  untergebracht:  den 
„koalitionsfreien“  Raum  im  Falle  einer 
„Massenmigrationswelle“.  Heißt  konkret: 
Wann  immer  die  KurzKoglerRegierung 
Panik  vor  Geflüchteten  verspürt,  kann 
Kurz eine  „Auszeit“ nehmen und mit der 
FPÖ  reaktionäre  Gesetze  beschließen, 
ohne  dass  das  zum  Koalitionsbruch 
führt.  Die  hier  angekündigte  politische 
Polyamorie  Kurzens  wird  von  Kogler  in
sofern honoriert,  als die Grünen der bis
her  von  ihnen  bekämpften 
„Sicherungshaft“  zustimmen.  Und  im 
Hintergrund hört man Herbert Kickl ki

chern …
Damit  auch  sonst  Ruhe  und Ordnung 

herrschen,  konzentriert  die  neue  ÖVP 
das  Innenressort  und das Kriegsministe
rium  in  türkisen Händen. Wundert  es  je
manden, wenn das Bundesheer verstärkt 
zur  “Aufrechterhaltung  der  öffentlichen 
Sicherheit“ herangezogen werden soll?

Wir  können  hier  keine  umfangreiche 
PunktfürPunktKritik  des  Regierungs
programms  vorlegen,  und  das  ist  auch 
nicht unbedingt notwendig, um die große 
Linie  dieser  Vereinbarung  beurteilen  zu 
können. 

Was wir vor den Wahlen prognostiziert 
haben, bleibt aufrecht: Auch die neue Re
gierung  wird  ihren  aggressiven  Kurs  ge
gen  die  arbeitende  und  arbeitslose 
Bevölkerung  (Migrant_innen  oder  Inlän
der_innen) fortsetzen.

Es darf keine Pause im Widerstand ge
gen  diese Maßnahmen  geben,  bloß  weil 
sich  die  Bourgeoisie  zum  ArmaniAnzug 
nun als modisches Accessoire ein grünes 
Feigenblatt  besorgt  hat.  Eine  besondere 
Bedeutung  kommt  allen  Arbeiter_innen, 
Angestellten, Jugendlichen zu, die versu
chen, innerhalb der SPÖ einen Kurswech
sel  herbeizuführen.  Im  Gegensatz  zu 
ihnen sehen wir keine Chance dafür, dass 
die SPÖ jemals wieder zu einer sozialisti
schen  Klassenpartei  werden  kann.  Wir 
sagen aber, dass es trotz aller Differenzen 
notwendig  ist,  dass  sich  alle  Kräfte,  die 
gegen  die  kommenden  Angriffe  im  Inter
esse des österreichischen Kapitals mobi
lisieren  wollen,  in  einer  breiten 
Arbeiter_inneneinheitsfront  zusam
menschließen, um den Widerstand zu or
ganisieren. 

Ein wesentlicher Schritt muss die Vor
bereitung des Generalstreiks sein, um die 
arbeiterfeindlichen Pläne der Bourgeoisie 
und ihrer kleinbürgerlichen Anhängsel zu 
verhindern.  Setzen wir der  Spalterpolitik 
der Herrschenden die proletarische Klas
sensolidarität entgegen.

Dass im gemeinsamen Programm von Grünen und 
neuer Volkspartei das Thema 12-Stundentag keine 

Rolle spielt, ist da eigentlich nur logisch. Am grünen 
Bundeskongress hätte man sich hier eine klare Stellung‐
nahme der Unabhängigen Gewerkschafter erwarten kön‐
nen.
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Erklärung der GMI 
(Groupe Marxiste Internationaliste)

Boykott der Konsultationen mit der Regierung!
Generalstreik bis zur Rücknahme der 

Regierungspläne!

Nach  18monatiger  Konsultation  mit 
dem  Regierungs"Hochkommissar"  Dele
voye haben  die Gewerkschaftsführungen 
für  Donnerstag,  den  5.  Dezember  zu  ei
nem Aktionstag  aufgerufen. Um den Ent
wurf  des  Rentengesetzes  von  Macron, 
Philippe und Delevoye zu blockieren, leg
ten Millionen von Arbeitern die Arbeit 24 
Stunden  lang nieder: 70 %  in Schulen, 75 
%  in  Colleges  und  Gymnasien,  60  %  bei 
der EDF und ihren Tochtergesellschaften, 
im  Flugverkehr  (30  %  der  Flüge  wurden 
gestrichen),  Raffinerien  (acht  von  neun 
im Streik), Krankenhauspersonal, Müllab
fuhr, Feuerwehrleute. 

Es muss  klar  gesagt werden,  dass  die 
Pension nach Punkten heißt:
• eine Berechnung über die gesamte Be
rufslaufbahn  (und nicht mehr die bes
ten  25  Jahre  oder  die  letzten  6 
Monate),

• das Ende der Entschädigung für Härte

fälle  in bestimmten Unternehmen  (SN
CF, RATP, EDF, etc.),

• der  Wert  des  Punktes  von  der  Regie
rung jedes Jahr geändert werden kann,

• die Begrenzung des Rentenbudgets auf 
14%  des  BIP,  während  die  Zahl  der 
Rentner höher sein wird.
In  der  Praxis  wird  der  Rentenverlust 

bei  niedrigen  Prämien  und  unterbroche
nen  Berufslaufbahnen  (Frauen,  Prekäre, 
Arbeitslose) mindestens 20 % oder mehr 
betragen.

Trotz  ihrer  Gewerkschaftsführungen 
(CGT, UNSA, SUD, CFDT, FO...), die immer 
noch  keinen  Generalstreik  bis  zur  Rück
nahme  des  Gesetzesvorschlags  fordern, 
setzen  die  Beschäftigten  von  RATP  und 
SNCF  ihren  Streik  fort.  Sie  haben  Recht! 
Aber  wenn  sie  isoliert  bleiben,  können 
sie  nicht  gewinnen,  und wir  alle  werden 
verlieren.  Martinez  (CGT),  Veyrier  (FO), 
Groison  (FSU),  Beynel  (Solidaires),  Les

cure  (UNSA...)  haben  jedoch  beschlos
sen, die Millionen von Arbeitnehmern auf 
"Aktionstage"  zu  beschränken.  Anstelle 
eines Totalstreiks ordnete die Intersyndi
cale  für  den  10.  Dezember  einen  neuen 
Aktionstag an.

Das  ist  eine  Schande! Die Abfolge der 
Aktionstage hat bereits zu Niederlagen in 
den Jahren 2003 (Renten), 2010 (Renten), 
2016 (ElKhomriGesetz) und 2018 (SNCF) 
geführt. Wenn die Gewerkschaftsbürokra
tien und  ihre Helfer  (LO, NPA,  POI,  CNT, 
UCL...)  zwischen  den  Aktionstagen  zu 
"Rotationsstreiks"  auffordern,  befürwor
ten  sie  eine  Zersplitterung,  jeder  in  sei
ner  eigenen  Ecke,  jeder,  wenn  er  kann, 
während die Gewerkschaftsführer mit der 
Regierung  verhandeln.  Es  ist  das Gegen
teil  des  „Tous  ensemble“  („Alle  gemein
sam“), das Gegenteil des Generalstreiks.

Im  Gegensatz  zu  diesem  Zusammen
spiel mit der Regierung, die auf Zeit spielt 

Seit Anfang Dezember wird Frankreich von einer Streikwelle 
erschüttert, die sich gegen die geplante „Pensionsreform“ der 
reaktionären  Regierung  Macron/Philippe  richtet.  In  den 
deutschsprachigen  Massenmedien  wird  viel  von  "General
streiks"  gesprochen    tatsächlich  rufen  die Gewerkschaftsfüh
rungen nur zu Aktionstagen und punktuellen Streiks auf. Die 
massive  Beteiligung  der  arbeitenden  Menschen  zeigt,  wie 
groß  die Wut  gegen  die  immer  schärfer  werdenden  Angriffe 
gegen die sozialen Errungenschaften  ist. Wie bei den Protes
ten der  „Gelbwesten“ bremsen die  traditionellen Arbeiter_in
nenparteien aber die Bewegung, zersplittern sie.
Unsere Genossinnen und Genossen von der GMI intervenieren 
in diese Bewegung mit einer klaren Linie: Generalstrei  bran
chenübergreifend  und  überall,  keine  Verhandlungen  mit  der 
Regierung, Kampf  bis  zur Rücknahme des Gesetzesentwurfs. 
Wir  dokumentieren  wesentliche  Aspekte  dieses  Klassen
kampfs, dessen Lehren auch für uns in Österreich bedeutsam 
sind.

Die Redaktion
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und  auf  die  Aktionstage  setzt,  um  den 
Kampf  zu  brechen  und  die  Spaltung  zur 
Aufrechterhaltung  der  Trennung  zwi
schen  "Sonderregelungen"  für  Beamte 
und Beschäftigte  in der   Privatwirtschaft 
aufrecht  zu  halten,  verabschiedete  die 
Vollversammlung  der  500  Streikenden 
und Demonstranten, die am 5. Dezember 
im  Lyoner  Gewerkschaftshaus  zusam
menkamen, den folgenden Aufruf. 

Das  Rentenreformprojekt  der  Regie
rung  ist  nicht  verhandelbar.  Um  seine 
vollständige Rücknahme zu erreichen, ist 
es  notwendig,  den  allgemeinen  interpro
fessionellen Streik bis zu seiner Rücknah
me durchzusetzen. 

Die  Vollversammlung  fordert  alle  Kol
leginnen  und  Kollegen  auf,  sich  in  den 
Generalversammlungen  für  den  General
streik  bis  zur  Rücknahme  der  Regie
rungspläne  einzusetzen  und  auf  dieser 
Grundlage ihre Delegierten für die Vorbe
reitung des Generalstreiks zu wählen. 

Sie  ruft  alle  Gewerkschaften  auf,  die 
Verhandlungen  über  die  Reform  mit  der 
Regierung  einzustellen  und  unverzüglich 
einen  interprofessionellen  Generalstreik 
bis zur Rücknahme des Gesetzesentwurfs 
zu  fordern!  (angenommen  mit  112  Ja
Stimmen,  30  Enthaltungen,  3  NeinStim
men)

Indem sie diesen Aufruf aufgreifen und 

popularisieren, werden die Vollversamm
lungen der Streikenden nicht  in die Falle 
von  "Streikspitzen"  und  Rotationsstreiks 
geraten,  die  bedeuten,  dass  jeder  in  sei
nem eigenen Winkel kämpfen muss, ohne 
zu  wissen,  was  die  anderen  Arbeiterin
nen und Arbeiter tun oder tun werden. 

Angesichts  der  Massenmobilisierung 
und  dank  des  neuen  Aktionstages  vom 
10.  Dezember manövriert  die  Regierung. 
Sie  rechnet  damit,  dass  die  Gewerk
schaftsführer  am Montag,  den  9.  Dezem
ber, zu den Verhandlungen zurückkehren 
werden,  um  die  Folgen  des  Gesetzes  zu 
diskutieren.  Der  Premierminister  nimmt 
sich die Freiheit, sein Ziel so zu formulie
ren:  "Die  Errichtung  eines  universellen 
Rentensystems  bedeutet  das  Verschwin
den  von  Sonderregelungen".  Und  seine 
Methode:

Der  Minister  für  Solidarität  und  Ge
sundheit  und  der  Hochkommissar  für 
Renten werden  am Montag mit  allen Ge
werkschafts  und  Unternehmerverbän
den zusammentreffen, um die Runde der 
Sozialverhandlungen und die Debatte mit 
den  Franzosen  abzuschließen,  die  zum 
Thema  Renten  eröffnet  wurde.  Sie  wer
den  eine  umfassende Bilanz  über  Erwar
tungen,  Bedenken,  Punkte  der 
Übereinstimmung  und  Meinungsver
schiedenheiten  vorlegen.  (Philippe,  6. 

Dezember)
Der Sieg im Kampf für eine vollständi

ge Rücknahme der Regierungspläne führt 
schlicht und einfach über den Boykott al
ler  Beratungen!  Gewerkschaftsführer,  eu
er  Platz  ist  auf  der  Straße  und  für  den 
Generalstreik! Nicht in den Salons der Re
gierenden! 

In  den  Gewerkschaften,  in  den  Gene
ralversammlungen,  ist  es  notwendig, 
einen Bruch mit der Regierung zu erzwin
gen und den Generalstreik vorzubereiten, 
bis  der  Plan  der  Regierung  zurückgezo
gen wird. 
• Boykott  der  Konsultationen  mit  der 
Regierung!  Gewerkschaftsführer,  raus 
aus dem Rentenberatungsrat!

• Rücknahme  des  MacronPhilippeBu
zynDelevoyePlans! 

• Erhöhung  der  Unternehmerbeiträge! 
Weg  mit  den  Beiträgen  der  Lohnab
hängigen!  Rücknahme  aller  früheren 
Maßnahmen gegen die Renten! 

• Wahl von Delegierten zur Bildung einer 
nationalen Koordination des Kampfes! 
Selbstverteidigung  der  Demonstratio
nen!

8. Dezember 2019

Abkürzungsverzeichnis

CFDT    Confédération  française  démocratique  du  travail; 
deutsch  Französischer  Demokratischer  Gewerkschaftsbund. 
1964  aus  der  christlichen  Gewerkschaftsbewegung  hervorge
gangen, näherte sich sozialistischen Positionen an und koope
rierte dann eng mit der SP Frankreichs.
CGT  Confédération générale du travail ; deutsch Allgemei

ner Gewerkschaftsbund – früher der KPF nahestehend
CNT   Confédération nationale du travail, deutsch Nationa

le Arbeiterföderation; anarchosyndikalistische Gewerkschaft
EDF  –  Electricité  de  France,  französische  Elektrizitätsge

sellschaft
FO    Confédération  générale  du  travail  –  Force  ouvriè

re (CGTFO; deutsch Allgemeiner Gewerkschaftsbund – Arbei
termacht;  entstand  1948  als  reformistische, 
antikommunistische Abspaltung von der CGT.
FSU    Fédération  Syndicale  Unitaire;  deutsch  Einheitlicher 

Gewerkschaftsverband;  hauptsächlich  im  pädagogischen  Be
reich verankerte Gewerkschaft, die mit ATTAC und globalisie
rungskritischen Organisationen kooperiert
LO  Lutte Ouvrière;  deutsch Arbeiterkampf;  nach  eigenem 

Verständnis  trotzkistisch;  in  der  Praxis  reformistisch,  ver
sucht LO in der CGT den Platz der früheren KP einzunehmen
NPA  Nouveau Parti anticapitaliste; deutsch Neue Antikapi

talistische Partei; 2009 aus der LCR hervorgegangene  linksre
formistische Partei
POI    Parti  ouvrier  indépendant, deutsch Unabhängige Ar

beiterpartei ; 2008 gegründete « lambertistische » Partei, die in 
der   FO verankert ist und eine reformistische, nationalistische 
Politik betreibt.
RATP  Régie autonome des transports Parisiens; Betreiber

gesellschaft der öffentlichen Verkehrsmittel  im Großraum Pa
ris
SNCF    Société  nationale  des  chemins  de  fer  français; 

deutsch  Nationale  Gesellschaft  der  französischen  Eisenbah
nen
SUD  –  eigtl.  Union  syndicale  Solidaires,  deutsch  Solidari

scher Gewerkschaftsverband ; 1988 von (links)oppositionellen 
Gewerkschaftsaktivisten  der    CFDT  gegründet;  anfangs  von 
der  sich  auf  den  Trotzkismus  berufenden  RevolutionärKom
munistischen Liga LCR beeinflusst
UCL  Union communiste libertaire; deutsch Libertäre Kom

munistische  Union;  2019  durch  Fusion  mehrerer  anarchisti
scher Gruppen entstanden Organisation.
UNSA  Union Nationale des Syndicats Autonomes; deutsch 

Nationaler  Verband  der  unabhängigen  Gewerkschaften,  1993 
aus der  Fusion  von  reformistischen Gewerkschaftsstrukturen 
in  fünf  Bereichen  (Erziehung,  Landwirtschaft,  Transport,  Ei
senbahn, Beamte, darunter Polizei) entstanden. „Gemäßigt“
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Auf  Initiative  der  PCF wird  im Gewerk
schaftshaus  (Bourse du  travail) von Saint
Denis  ein  Treffen  unter  Beteiligung  aller 
linken  und  ökologischen  Gruppen  stattfin
den.  Der  Abend  beginnt  mit  den  State
ments  der  Vertreter  der 
Gewerkschaftsorganisationen  am  Tag 
nach  dem  neuen    Mobilisierungs  und 
Streiktag.  Jeder  wird  daher  seine  Analyse 
der sozialen und politischen Situation dar
legen und Vorschläge für eine weitere Ren
tenreform  unterbreiten  können.  (PCF,  11. 
Dezember)

Während  der  Premierminister  am  Mit
tag  ankündigte,  dass  das  Projekt  der 
„Punktpensionen“  und  ein  Pensionsan
trittsalter von 64 Jahren  für die nach 1974 
geborenen  Generationen  eingeführt  wird 
und  dass  die  Sonderregelungen  in  ver
schiedenen Branchen schrittweise beseitigt 
werden,  quasseln  die  politischen  Parteien 
der  Arbeiterbewegung  (PCF,  PS,  LFI,  NPA, 
LO...),  die  Teil  der  Gewerkschaftsbürokra
tie sind, mit "linken" bürgerlichen Parteien 
(Europa  ÖkologieGrüne,  Radikale  Linke 
Partei,  Öffentlicher  Platz...),  um  den  An
schein  zu  erwecken,  dass  die  derzeitige 
Regierung  eine  "gute"  Pensionsreform  ge
währen könnte.

In  der  Tat  kann  sich  jeder  Block  von 
Organisationen mit Wurzeln  in  der  Arbei
terbewegung mit bürgerlichen Parteien nur 
auf  der  Grundlage  des  Respekts  für  den 
Kapitalismus  und  den  bürgerlichen  Staat 
bilden,  wie  die  "Union  Sacré"  1914,  die 
"Volksfront"  1935, General De Gaulles Re
gierung  der  nationalen  Einheit  1944,  die 
"Linksunion"  1972,  die  "plurale  Linke" 
1997 gezeigt haben.

Beim  Treffen  der  "gewerkschaftlichen 
und linken Kräfte" am 11.12. ginge es um:

Genehmigung und Stärkung des Mecha
nismus der Gewerkschaftsführungen: "Akti
onstage  und  Verhandlungen  über  eine 

Gegenreform  mit  der  Regierung  Macron
Philippe";

Vorbereitung  einer  politischen  Lösung, 
um den bürgerlichen Staat und den franzö
sischen  Imperialismus  zu  erhalten,  falls 
die Arbeiterklasse zu weit geht.

Tatsächlich  waren  die  ersten  Redner 
Gewerkschaftsbürokraten. Die   CGTFühre
rin Catherine Perret  gab den Ton an:  "Für 
uns  heißt  es  Entwurf  gegen  Entwurf".  Als 
ginge  es  um  eine  Debatte  zwischen  Part
nern  über  die  bestmögliche  Reform  und 
nicht  um  eine  Offensive  des  bürgerlichen 
Staates gegen die Arbeiterklasse. Eric Bey
nel  von  Solidaires  und  Benoit  Teste  von 
der FSU traten in Perrets Fußstapfen.

Für die sozialimperialistischen Parteien 
(LFI,  PCF,  PS...)  geht  es  darum, der Natio
nalversammlung  mit  einer  „Frankreichin
BewegungMehrheit“  [Macronisten]  und 
dem  Senat  mit  einer  „Die  Republikaner“
Mehrheit  Vorschläge  zu  unterbreiten,  so 
wie die Gewerkschaftsführer ihre Vorschlä
ge seit mehr als einem Jahr der Regierung 
von MacronPhilippe unterbreiten.

„Wir  sind  bereit  dafür  zu  sorgen,  dass 
diese  Reform  zum  Angelpunkt  des  weite
ren Fortschritts wird“. (Olivier Faure, PS)

„Ab  18.  Dezember  in  einem  Verbin
dungsausschuss  mitwirken  und  parlamen
tarische  Arbeitsgruppen  einsetzen,  die  im 
Januar Vorschläge  für das Parlament erar
beiten“. (Fabien Roussel, PCF)

Diese  "Vorschläge"  werden  offensicht
lich  keine  zukünftige  Regierung  dieser 
Parteien  binden.  Schon  jetzt  will  der  ehe
malige Minister  von  Jospin  [= Mélenchon, 
Führer der LFI], der seine eigene "Reform" 
abgekoppelt  von  PS  und  PCF  vorschlägt, 
die ArbeiterInnen mit dem Versprechen ei
ner sehr hypothetischen Lohnerhöhung zur 
Kasse bitten.

„Wir werden die Gebühren erhöhen und 
die Löhne mehr als die Gebühren. Sie wer

den  nichts  spüren.“  (JeanLuc Mélenchon, 
LFISitzung, 18. Dezember)

LO  und  NPA  sind  nicht  im  Parlament 
vertreten,  aber  sie  stimmen  mit  LFI  und 
PCF in den wesentlichen Punkten überein: 
dem  "sozialen  Dialog",  der  zwischen  den 
"Aktionstagen"  weitergeführt  wird, 
Rückendeckung  zu  geben  und  den  "Akti
onstag" am 12. zu unterstützen.

„Das  ganze  Land  sollte  für  einen  Tag 
und gegebenenfalls länger lahmgelegt wer
den.“ (Olivier Besancenot, NPA)

Niemand  auf  der  Rednertribüne  pran
gerte  die  Konsultationen  (=  Verhandluns
gespräche) an, auf die  sich die Regierung 
verlässt.  Niemand  hat  auf  die  Notwendig
keit eines Generalstreiks hingewiesen, um 
die  Regierung  zum  Rückzug  zu  zwingen, 
sie zu schlagen und damit den Weg für ei
ne  Arbeiterregierung  und  die  sozialisti
schen  Vereinigten  Staaten  von  Europa  zu 
ebnen.

„Wir  haben  all  diese  sinnlosen  Refor
men  satt...  Der  wahre  politische  Ausweg 
ist,  dass  die  ArbeiterInnen  kämpfen  und 
durch  die  Kämpfe  ihre  Fähigkeit  entde
cken,  Dinge  zu  verändern“.  (Nathalie 
Artaud, LO)

Um  die  Jugend  zu  gewinnen  und  ihre 
Reihen  zu  festigen,  behauptet  die  LOLei
tung, auf dem „Leninismus“ und „Trotzkis
mus“  aufzubauen.  In  der  Praxis  fungiert 
LO  jedoch  als  Gehilfin  von  Martinez  und 
der  poststalinistischen  CGTBürokratie. 
Doch  die  von  der  imperialistischen  Bour
geoisie  korrumpierten  Gewerkschaftsap
parate  verraten  die  Kämpfe  und 
verhindern so „das Verändern der Dinge".

„Der  Kampf  gegen  das  kapitalistische 
System erfordert vor allem den Kampf ge
gen  die  Gewerkschaftsbürokratie,  deren 
Ziel es  ist, die  revolutionären  Impulse der 
Massen  einzudämmen,  die  Vorbereitung 
der  Kämpfe  zu  bremsen  und  die  Kämpfe 
selbst  vom  richtigen  Kurs  abzubringen“. 
(IV.Internationale,  Resolution  über  die 
Gewerkschaften, Juli 1936)

Saint Denis, 11. Dezember 2019:
Lutte Ouvrière und Neue 
Antikapitalistische Partei als Helfer der 
Gewerkschaftsbürokratien
Am Mittwochabend,  dem  11.  Dezember,  fand  in  St.  Denis  ein  Treffen  unter 

dem Motto „Gegen die MacronRente: Eine andere Reform ist möglich“ statt.
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Dies  ist nicht das erste Mal, dass sich 
LO mit bürgerlichen politischen Parteien 
verbündet hat: Erklärung „der Linken“ für 
eine  Rückkehr  zur  Ordnung  in  den  Vor
städten  2005; Treffen der Gewerkschafts
führer  und  "der  Linken"  gegen  die 
Privatisierung  der  [staatlichen  Stromge
sellschaft]  EDF  2005;  Einheitslisten  „der 
"Linken“  in  beiden  Runden  der  Kommu
nalwahlen  2008...  Allerdings  haben  die 
Volksfronten, wie auch  immer sie heißen 
mögen,  die  Funktion,  den  Kapitalismus 
zu  retten  und  die  Revolution  zu  verhin

dern.
„Der  endgültige  Übergang  der  Kommu

nistischen  Internationale  auf  die  Seite  der 
bürgerlichen  Ordnung,  ihre  zynisch  kon
terrevolutionäre  Rolle  in  der  ganzen Welt 
–  insbesondere  in  Spanien,  in  Frankreich, 
in  den  Vereinigten  Staaten  und  den  ande
ren  „demokratischen  Ländern“  –  hat  dem 
Weltproletariat  zusätzlich  außerordentli
che  Schwierigkeiten  auferlegt.  Unter  dem 
Banner  der  Oktoberrevolution  verurteilt 
die versöhnlerische „Volksfront“Politik die 
Arbeiterklasse  zur  Ohnmacht  und  bahnt 

dem Faschismus den Weg.“ (IV. Internatio
nale,  Übergangsprogramm,  September 
1938).

Es  ist notwendig, so schnell wie mög
lich die Aktivisten, Fraktionen und Grup
pen  die  wissen,  dass  es  ohne 
Klassenunabhängigkeit, ohne einen erbit
terten  Kampf  gegen  die  verräterischen 
Führungen  der  Arbeiterbewegung  keine 
soziale  Revolution  geben  wird,  in  einer 
einzigen  revolutionären  kommunisti
schen Organisation zu vereinigen.

Am  Abend  des  „Aktionstages“  vom 
11.1.20    trafendie  Führer  der  Intersyndi
cale  wieder  zusammen.  Aber  sie  riefen 
wieder  nicht  zu  einem Generalstreik  auf, 
um Macron  zu  schlagen,  sondern  erneut 
zu punktuellen  „Streiks“  und  zwei  neuen 
"Aktionstagen".d

Gleichzeitig  sandte  Premierminister 
Édouard  Philippe  ein  Schreiben  an  die 
„Sozialpartner“.

„Ich danke Ihnen für Ihre Anwesenheit 
bei den Sitzungen, die ich gestern organi
siert habe... Ich bestätige die Bereitschaft 
der  Regierung,  ein  universelles  Punkte
system  für  die  Altersversorgung  aufzu
bauen...  Eine  Kommission  über  die 
Ausgewogenheit  und  Finanzierung  der 
Renten wird eingerichtet...“

Entgegen  den  Behauptungen  der  Ge
neralsekretäre  der  CFDT,  der  UNSA  und 
des TCRC gibt die Regierung in der Frage 
des  allgemeinen  Pensionantrittsalters 
aber  nicht  nach".  Die  einzige  Änderung 
der  bisherigen  Linie  besteht  darin,  dass 
Fixierung dieses Alter auf eine zukünftige 
"Sozialkonferenz" verschoben wird. Diese 
Konferenz  wäre  eine  Fortsetzung  der 
Konsultationen,  die  die  Regierung  Ma
cronPhilippe  seit  mehr  als  eineinhalb 
Jahren  mit  allen  Unternehmer  und  Ge

werkschaftsorganisationen  (CFDT,  CGT, 
Solidaires,  FO,  UNSA,  FSU,  CFE,  CFTC) 
führt.  In all diesen Konsultationen haben 
die  Kapitalisten  gemeinsam  mit  der  Re
gierung eine Erhöhung der Unternehmer
abgaben  abgeschmettert.  Ausgenommen 
vom  „einheitlichen“  epnsionsalter  sind 
nur – Polizei und Miltär

Die  Hauptsache  ist,  dass  die  Regie
rung  an  ihrem  Projekt  gegen  das  Recht 
auf  Rente  festhält,  das  dazu  führen wür
de,  dass  die  Arbeitnehmer  länger  arbei
ten und  ihre Renten  senken würden. Die 
Ausnahme vom "zentralen Zeitalter" und 
der  "Universalität"  wären  erwartungsge
mäß das Militär  und die Polizei,  die den 
bewaffneten  Flügel  des  bürgerlichen 
Staates  bilden.  Philippe  erwähnt  dies 
nicht  in  seinem  Brief,  aber  Castaner 
schrieb  ihn  an die  "Gewerkschaften"  der 
Polizei (14. Dezember) und Macron sagte 
dem Militär (21. Dezember).

Der  Regierungschef  macht  keinen 
Hehl  daraus,  dass  er  die  Garantie 
braucht, die  ihm alle konföderalen Appa
rate seit fast zwei Jahren ohne Zögern ge
ben,  weil  sie  mehr  vom  Staat  als  durch 
Beiträge finanziert werden: "Ich danke Ih
nen  für  Ihre  Anwesenheit.  Aber  die  Ma
cronPhilippeRegierung  ist  kein  Partner, 

dem man "Vorschläge" machen muss, sie 
ist  ein  Feind  der  Arbeiterklasse,  sie  ist 
die  Regierung  der  französischen  Kapita
listenklasse. Der Regierungschef setzt auf 
die  faktische  Akzeptanz  seines  Vorha
bens  durch  die  Gewerkschaftsführungen 
(u.a.  der  CGT,  FO,  Solidaires,  FSU  und 
CFE).  In der Tat, bei der RATP, der SNCF, 
im  nationalen  Bildungssystem  (wo  Blan
quer dies ausnutzen will, um das zu bre
chen,  was  von  den  Statuten  übrig 
geblieben  ist)...  sie  verhandeln  bereits 
über  die  Anwendung  des  Gesetzes,  das 
noch nicht einmal vom Parlament verab
schiedet wurde: "Die offenen Konsultatio
nen  werden  es  ermöglichen,  das 
universelle Weichensystem weiter zu ver
bessern".

Warum streiken Zehntausende von Ar
beitnehmern  in  den  Bereichen  öffentli
cher Verkehr, Energie, öffentliche Bildung 
usw.?  Für  die  Rücknahme,  nicht  für  die 
"Verbesserung"  des  AntiPensionspro
jekts der Regierung, nicht für eine Konfe
renz  zur  reibungslosen  Umsetzung  der 
Regierungsvorlage.  Die  Regierung  muss 
besiegt werden. Das ist immer noch mög
lich, wenn es den Werktätigen gelingt,  in 
den  Gewerkschaften  und  Generalver
sammlungen die Klassenzusammenarbeit 
mit Macron zu Fall zu bringen. 

Mitte Jänner 2020:
Gewerkschaftsführungen verhandeln, die 
Basis ist kampfbereit!
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Die angespannte Ruhe, von der wir  in 
unserem  Artikel  Ende  August  („Deutsch
land  im  Herbst  2019    Die  GroKo  in  der 
Todeszone“)  sprachen,  weicht  nun  lang
sam dem Zwang, Weichenstellungen vor
zunehmen und Entscheidungen zu fällen, 
die  die  nächste  Periode  des  Klassen
kampfs in Deutschland einläuten werden. 
Die  Ergebnisse  der  Landtagswahlen  am 
01.  September  2019  in  Brandenburg  und 
Sachsen  sowie  am  27.  Oktober  2019  in 
Thüringen  haben  gezeigt:  die  Krise  der 
bürgerlichen  parlamentarischen  Herr
schaft  vertieft  sich  in  einem Maße,  dass 
führende Politikerinnen und Politiker aus 
CDU  und  SPD  orientierungslos  werden 
und  sich  international  zum  Gespött  ma
chen.

Zum Ende des Jahres 2019 wurde klar: 
die  Große  Koalition  (GroKo)  aus  CDU/
CSU und SPD geht ihren Weg bis zum bit
teren  Ende  weiter.  Der  Niedergang  der 
„Volksparteien“  CDU  und  SPD  schreitet 
unaufhaltsam  voran.  Die  Halbzeitbilanz 
der  GroKo,  der  CDUBundesparteitag 
vom  22./23.  November  2019  in  Leipzig 
und  die  Mitgliederwahlen  zum  SPDPar
teivorsitz  wie  auch  der  SPDBundespar
teitag  vom  06.08.  Dezember  2019  in 
Berlin brachten nur eine Gewissheit her
vor:  niemand will wirklich  die  bei  vielen 
mittlerweile  verhasste  GroKo  und  ihre 
Agonie  beenden.  Das  Hemd  ist  allen  nä
her als der Rock.

Landtagswahlen in 
Ostdeutschland – 
bürgerliche 
Herrschaftsnot und 
Aufstieg der faschistisch 
beeinflussten Kräfte

Die  Landtagswahlen  in  Ostdeutsch
land hoben jeweils die Partei des bisheri
gen  Ministerpräsidenten  wieder  auf  den 
Schild.  Die  Wählerinnen  und  Wähler 
sorgten  in  ihrer Mehrheit dafür, dass die 
alten  Ministerpräsidenten  auch  wieder 
die neuen werden konnten. Oberstes Ge
bot  war,  die  faschistoide  AfD  nicht  zur 
stärksten Partei werden  zu  lassen. Diese 
wurde  vor  allem  von  Jüngeren  und  von 
Männern gewählt.

Das  Ergebnis  der  Landtagswahl  in 
Thüringen  ist  besonders  pikant.  Eine 
Mehrheit  im Parlament hätten die Partei
enbündnisse:  LINKE  (31,0%)  und  CDU 
(21,8%)  mit  52,8%;    LINKE  und  AfD 
(23,4%)  mit  54,4%;  CDU,  AfD  und  FDP 
(5,0%)  mit  50,2%;  CDU,  AfD  und    Grüne 
(5,2%) mit  50,4%  sowie CDU, AfD, Grüne 
und  FDP mit  55,4%.  Der  Einzug  der  FDP 
in  den  Landtag  wurde  erst  nach  erneu
tem Auszählen der Stimmen für das amt
liche  Endergebnis  offiziell.  Die  SPD 
landete weit abgeschlagen mit 8,2% zwar 
noch vor den Grünen und der FDP. Sie ist 

aber  als  ernst  zu  nehmende  Kraft  nicht 
mehr präsent. In dieser Situation tritt der 
LINKEMinisterpräsident als Retter in der 
Not  bürgerlicher Herrschaft  auf. Obwohl 
LINKE,  SPD  und  Grüne  keine  Mehrheit 
mehr  haben,  bleibt  die  bisherige  Regie
rung  kommissarisch  weiter  im  Amt.  In 
der  thüringischen  Landesverfassung 
wurde kein Zeitpunkt festgeschrieben, zu 
dem  nach  einer  Landtagswahl  die  neue 
Regierung  gebildet  und  der  neue  /  die 
neue  Ministerpräsident/in  gewählt  wer
den müssen. 

Der  CDUVorsitzende  signalisierte  Un
terstützung  bei  wichtigen  Abstimmun
gen,  wurde  aber  von  seiner 
Landtagsfraktion  zurückgepfiffen.  Dafür 
hatte der stellvertretende CDUParteivor
sitzende  in  Thüringen  unverhohlen  ein 
Bündnis mit der AfD ins Auge gefasst. Um 
bei  Abstimmungen  eine Mehrheit  zu  be
kommen, hat nun erstmals auch die Bun
desCoVorsitzende der Partei DIE LINKE, 
Katja  Kipping,  im  Namen  der  Mehrheit 
des  Bundesvorstandes  eine  Zusammen

Deutschland
Die Krise der bürgerlichen Herrschaft – 
Erpressung als Ausweg

Die angespannte Ruhe, von der wir in unserem Artikel Ende August („Deutsch
land  im Herbst  2019   Die GroKo  in  der  Todeszone“)  sprachen, weicht  nun 

langsam dem Zwang, Weichenstellungen vorzunehmen und Entscheidungen zu fäl
len, die die nächste Periode des Klassenkampfs in Deutschland einläuten werden. 
Die Ergebnisse der Landtagswahlen am 01. September 2019  in Brandenburg und 
Sachsen sowie am 27. Oktober 2019 in Thüringen haben gezeigt: die Krise der bür
gerlichen parlamentarischen Herrschaft vertieft sich in einem Maße, dass  führen
de  Politikerinnen  und  Politiker  aus  CDU  und  SPD  orientierungslos  werden  und 
sich international zum Gespött machen.
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arbeit  mit  der  CDU  als  Möglichkeit  pro
pagiert. Katja Kipping ist Mitbegründerin 
der  erst  kürzlich  von  über  70  Parteimit
gliedern ins Leben gerufene innerparteili
che  Strömung  „Bewegungslinke“.  Diese 
propagiert  auf  Bundesebene  die  Bildung 
einer Koalitionsregierung aus LINKE, SPD 
und GRÜNE.

Die  wichtigste  Abstimmung  für  das 
Weiterregieren in Thüringen ist allerdings 
schon  durch.  Der  Landeshaushalt  für 
2020/2021  ist  noch  rechtzeitig  vor  der 
Wahl verabschiedet worden. Nur mit die
sem Trick konnten sich alle vereint gegen 
den  eigentlichen  Wahlsieger,  die  AfD, 
stemmen.  In  Thüringen weist  das  Ergeb
nis  für  die  AfD  darauf  hin,  dass  der  An
schlag  von Halle  durch  einen  Faschisten 
auf  die  voll  besetzte  Synagoge  am  Yom
KippurFeiertag  keinen  Einfluss  auf  das 
Wahlverhalten  hatte,  dass  vor  allem  die 
Jüngeren  sich  schon  sehr  weit  dem  völ
kischnationalistischen (=  faschistischen) 
„Flügel“  angenähert  haben.  Die  faschisti
sche Grundhaltung hat sich verfestigt.

Die neue SPDFührung: 
kein Schritt vorwärts

Längst haben die Parteien der Großen 
Koalition  in  Berlin  ihre  Regierungsmehr
heit  verspielt.  Dazu  trugen  die  vielen  di
lettantischen  und  bisweilen  unverblümt 
machtversessenen  Entscheidungen  ganz 
erheblich bei. So zeigt auch die Kandida
tenkür  für  den Parteivorsitz  bei  der  SPD 
bei  der  „aktiven“  Basis  eine  klare  Ten
denz  für den Verbleib an den Geldtrögen 
bürgerlicher Macht. Von den 425.630 SPD
Mitgliedern  haben  sich  226.775  (53,28%) 
an  der  Abstimmung  beteiligt.  Von  den 
gültigen  Stimmen  (213.693)  stimmten 
22,68%  für  das  Duo  Olaf  Scholz  /  Klara 
Geywitz, 21,04% für das Duo Norbert Wal
terBorjans  und  Saskia  Esken.  Letztere 
wurden von den JUSOS unterstützt. Diese 
beiden  Duos  mussten  in  die  Stichwahl 
des  Mitgliederentscheids  bis  zum 
30.11.2019. 

Wofür  stehen  die  beiden  Teams?  Olaf 
Scholz  als  Finanzminister der Klassenzu
sammenarbeit  aus  CDU/CSU  und  SPD 
steht  für  ein  „Weiter  so!“.  Nichtsdesto
trotz  geben  er  und  seine TeamPartnerin 
Klara Geywitz  vor,  die  SPD wieder  zu  ei
ner  „linken  Volkspartei“ machen  zu  wol
len.  (Siehe www.vorwärts.de.)  Sie wollen 
eine  Mehrheit  „ohne  die  Union“  wieder 
möglich  machen.  Dazu  passt,  dass  die 

SPD erstmals  auf Bundesebene bereit  ist 
zu  einem  Bündnis  mit  der  Linkspartei 
und  den  Grünen.  Dumm  nur,  dass  die 
SPD nicht  nur  in  den  ostdeutschen Bun
desländern  allmählich  im  Nirwana  des 
politischen  Lebens  verschwindet.  Auch 
wurde  diskutiert,  ob  es  überhaupt  eines 
SPDKanzlerkandidaten  (im  Fall  Scholz/
Geywitz  wäre  es  Scholz  geworden)  be
darf. Das Konkurrenzteam um den Partei
vorsitz  und  damit  die  eventuelle 
Kanzlerkandidatur,  WalterBorjans  und 
Esken,  gibt  sich  eher  „links“:  „Saskia  hat 
glaubwürdig  und  standhaft  gegen  Upload
filter im Internet gekämpft. Als Hunderttau
sende  auf  den  Straßen waren  und  für  die 

Freiheit  im  Netz  demonstrierten,  war  sie 
Teil  dieser  Bewegung  und  hat  sich  nicht 
verbiegen  lassen.“ So Norbert WalterBor
jans  (NoWaBo)  über  seine  TeamPartne
rin. Sie gibt das Kompliment zurück: “Das 
gilt auch für NoWaBo. Dass er als NRWFi
nanzminister  SteuerCDs  gekauft  hat,  war 
kein  Selbstzweck. Die über  sieben Milliar
den  Euro  Steuernachzahlungen  von  Steu
erbetrügerInnen  waren  das  Werk 
standhafter  sozialdemokratischer  Politik.“ 
Und  fährt  fort:  „Klimapolitik  mit  verant
wortungsbereiter Wirtschaft, aber nicht un
ter  dem  Diktat  der  Autobosse. 
Wohnungspolitik  gemeinsam  mit  den 
Kommunen,  aber  gegen  das  Diktat  von 
SpekulantInnen. Sichere Renten mit einem 
starken  Staat,  aber  gegen  das  Diktat  von 
FinanzinvestorInnen.  Friedenspolitik,  um 
Menschenleben  zu  schützen,  nicht  nach 
Wirtschaftsinteressen.“  (www.vorwärts.
de)  Dieses  Programm  kann  so  auch  von 
der  Mehrheit  der  Linkspartei  und  den 
Grünen  unterschrieben  werden.  Allein: 
dieses  Bündnis  einer  Klassenzusammen
arbeit  der  bürgerlichen  Arbeiterparteien 
SPD  und  Die  Linke mit  der  bürgerlichen 
Partei  Bündnis  90/Die  Grünen  hat  keine 
Chance  auf  eine  parlamentarische Mehr
heit.  Zudem  wäre  es  wohl  ein  Bündnis 
unter  Führung  der  grün  angestrichenen 
Kapitalistenpartei  Die  Grünen  mit  nun 
94.000 Mitgliedern.  Sie wollen  „die Märk
te mitnehmen“, wie die neue und alte CO
Vorsitzende  Annalena  Baerbock  es  auf 
der  Bundesdelegiertenkonferenz  der 
Grünen  in  Bielefeld  vom  15.17.  Novem

ber  2019    unter  großem  Jubel  formulier
te. 

Die expliziten GroKoGegner Karl Lau
terbach/Nina  Scheer  endeten  bei  der 
SPDMitgliederbefragung  unter  „ferner 
liefen“  (14,63%).  Das  Team  Christina 
Kampmann/Michael  Roth  (16,28%)  will 
zurück  zur  klassisch  sozialdemokrati
schen  Politik.  Dabei  antworteten  sie 
selbst  auf  die  Frage:  „Wo  sehen  Sie  die 
größte  Herausforderung,  vor  der  die  SPD 
steht?“  ungeschminkt  (immerhin):  “Gera
de  einmal  zwei  Prozent  der  Deutschen 
trauen  uns  (der  SPD)  noch  zu,  überzeu
gende Ideen für die Zukunft zu haben. Vie
le  Menschen  haben  den  Eindruck,  wir 

lassen sie mit ihren Alltagssorgen im Kapi
talismus allein.“ Doch worin sehen sie die 
Lösung? Im kapitalistischen Europa: „Am 
Ende  ist  Europa  der  Schlüssel  zur  Lösung 
vieler  Probleme.  Hier  wollen  wir  unserer 
SPD  Mut  machen,  noch  europäischer  zu 
denken  und  zu  handeln.“  Den  Kapitalis
mus  mit  dem  Kapitalismus  bekämpfen: 
Da  sollten  es  die  restlichen  2  Prozent 
nicht  schwer  haben,  ebenfalls  ihren  un
gebrochenen Glauben an die SPD abzule
gen.

Politische Erpressung als 
letztes Mittel im Überle
benskampf der GroKo

Die SPDBundestagsfraktion goss noch 
Öl  ins  Feuer.  Obwohl  die  Regel  gelten 
sollte,  dass  niemand  durch  Empfehlun
gen die Mitglieder  vor der  Stichwahl be
einflusst,  tat  sie  genau  dies.  Mit  ganz 
wenigen Ausnahmen  stimmte  sie  für  die 
Unterstützung  des  Teams  Scholz/  Gey
witz,  für die Fortsetzung der Großen Ko
alition.  Damit  nahm  sie  sich  das  Recht, 
über den zukünftigen Kurs der Partei SPD 
zu  entscheiden,  dies  zudem  noch  vor 
dem Parteitag. Gleichzeitig war dies eine 
eindeutige  Kampfansage  an  die  sich  ab
zeichnende  neue,  die GroKo  ablehnende 
Parteiführung. Allerdings ist dies auch ei
ne  erpresserische Aktion  gegenüber den 
Mitgliedern  nach  dem  Motto:  „Ihr  seid 
schuld,  wenn  jetzt  Neuwahlen  kommen! 
Ihr  seid  schuld,  wenn  wir  jetzt  unsere 
Bundestagsmandate  und  die  damit  ver

Damit nahm sich die Bundestagsfraktion das Recht, 
über den zukünftigen Kurs der Partei SPD zu ent‐

scheiden, dies zudem noch vor dem Parteitag. 



Klassenkampf 38/2020         Deutschland

13

bundenen  materiellen  Wohltaten  verlie
ren!“.

Doch  diese  Form  der  politischen  Er
pressung  sollte  nicht  die  einzige  im Pro
zess  der  Wahl  der  Parteivorsitzenden 
bleiben. Bisher ohne Beispiel in der deut
schen  Innenpolitik  war  die  erpresseri
sche  Einflussnahme  durch  die 
Vorsitzende  der  CDU,  Annegret  Kramp
Karrenbauer.  Sie  drohte  unverhohlen  da
mit,  die  schon  beschlossene  Einführung 
der  Grundrente  auf  Eis  zu  legen,  sollte 
die  neue  SPDFührung  den  Austritt  aus 
der GroKo verkünden. Mit diesem erpres
serischen Manöver nahm sie den gesam
ten SPDParteitag in Geiselhaft.

Trotz  dieser  erpresserischen  Einfluss
nahmen  aus  SPD  und  CDU  schienen  die 
Stichwahl  zum Parteivorsitz als auch ihr 
Parteitag  der  SPD  noch  einmal  Hoffnung 
zu  geben.  Nicht  die  ausgewiesenen  Gro
KoBefürworter  Scholz/Geywitz  gewan
nen  die  Stichwahl  (45%),  sondern  die 
GroKoGegner  WalterBorjans/Esken 
(53%). Auf dem Parteitag selbst erhielten 
diese  mehr  als  ¾  der  Stimmen:  Esken 
75,9%, WalterBorjans  sogar  89,2%.  Doch 
waren dies keine Stimmen  für den sofor
tigen  Ausstieg  aus  der  GroKo.  Skandier
ten  die  JUSOS  noch  am  Abend  des 
30.11.2019  hoffnungsfroh:  „An  Nikolaus 
ist  GroKoAus!“,  wurde  schon  am  ersten 
Tag  des  SPDParteitages  (6.  Dezember:   
NikolausTag) deutlich, dass von der neu 
gewählten  Parteiführung  WalterBorjans/
Esken keine Gefahr  für die GroKo ausge
hen wird. Sie will nun nur noch „Gesprä
che“  über  einige  „nachzuverhandelnde“ 
Punkte  in  der  GroKo  führen,  die  bis  zu 
deren  offiziellem  Ende  im  Herbst  2021 
noch realisiert werden sollen. Dazu gehö
ren  die  Erhöhung  des  Mindeststunden
lohns auf  12,  Euro  sowie der Einstieg  in 
den Ausstieg  aus HARTZ  IV mit dem auf 
dem Parteitag beschlossenen, noch unter 
der  vorherigen  SPDParteivorsitzenden 
Andrea  Nahles  ausgearbeiteten  Sozial
staatskonzept 2025.

Die CDUVorsitzende 
AKK: Flucht in imperialis
tische Kriegshandlungen 
als Antwort auf die in
nenpolitische Herr
schaftskrise

Während  Scholz/Geywitz  mit  ihrem 
Slogan  „Deutschland braucht  eine Regie
rung ohne CDU und CSU“ (SZ, 31.10.2019) 
geschickt  den  Bundestagswahlkampf 
2021  eröffnet  hatten  und    hofften,  damit 
auch überzeugte GroKoGegner  im Zaum 
halten    zu  können,  kommt  die  CDU  aus 
ihrem  Führungsdilemma  nicht  heraus. 
Mehr noch. Die  Initiative der CDUVorsit
zenden  Annegret  KrampKarrenbauer 
(AKK;  ein  Kürzel,  das  wie  eine  Maschi
nengewehrsalve  klingt)  für  eine  interna
tionale  „Sicherheitszone“  in  Nordsyrien, 
im Wesentlichen kurdisches Gebiet, wur
de  innerhalb  einer  Woche  in  den  Orkus 
der  Geschichte  geworfen.  Weder  CDU/
CSU noch SPD noch EU noch NATO konn
ten sich damit anfreunden. Als Kriegsmi
nisterin  (offizielle  Bezeichnung: 
Verteidigungsministerin)  hatte  sie  unter 
Umgehung  des  SPDAußenministers  ein 
berühmtes Zitat von Carl von Clausewitz 
realisieren wollen: „Der Krieg ist eine blo
ße  Fortsetzung  der  Politik  mit  anderen 
Mitteln.“  (In:  Carl  von  Clausewitz,  Vom 
Kriege,  1.  Buch,  1.  Kapitel,  Unterkapitel 
24  (Überschrift);  Referenz:  https://be
ruhmtezitate.de/zitate/130907carlvon
clausewitzderkriegisteineblossefort
setzungderpolitikm/)  Noch  überlässt 
man  das  seitens  der  NATO  doch  lieber 
dem NATOMitglied Türkei, das seit Jahr
zehnten  der  zweitwichtigste  Abnehmer 
deutscher  Kriegswaffenproduktion  ist. 
Die  Kurden  in  der  Türkei  können  davon 
ein  Lied  singen.  Wurden  sie  doch  mit 
deutschen  LeopardPanzern  beschossen. 
Erdogan,  sekundiert  vom  deutschen  Au

ßenminister  Haas  (SPD),  dazu  süffisant: 
„Zu spät!“

Innerhalb  eines  Jahres  hat  sich  die 
CDUVorsitzende  weitgehend  selbst  als 
ernstzunehmende  Kanzlerkandidatin  de
montiert. Doch versucht sie es weiterhin, 
nun  mit  militärischen  Großmachtgesten 
(Bundeswehreinsätze in Mali und anders
wo).

Der  deutsche  Statthalter  des  interna
tionalen  Finanzkapitals,  hier  in  Gestalt 
der  „Heuschrecke“  BlackRock,  Friedrich 
Merz,  gerade  von  der  Jungen  Union  auf 
deren  Deutschlandtag  umjubelter  Kriti
ker  der  aktuellen  CDUFührung  um Mer
kel  und  KrampKarrenbauer 
(„grottenschlecht“),  wartet  geduldig  auf 
seine  Chance.  Er  repräsentiert  in 
Deutschland wie kein anderer die wahren 
Interessen  seiner  Herren  des  internatio
nalen  Finanzkapitals wie  BlackRock  Inc., 
eine erst 1988 in New York City gegründe
te  Fondsgesellschaft.  Sie  verwaltet  6,84 
Billionen  USDollar  Vermögen  weltweit. 
(WIKIPEDIA)  Auf  dem  CDUParteitag  in 
diesem  Jahr  kam es noch nicht  zu  einer 
Ablösung  der  Parteivorsitzenden.  Nie
mand will  im Moment, mangels eindeuti
ger  personeller  und  politischer 
Alternativen, an der derzeitigen parteiin
ternen  Hierarchieordnung  rütteln.  Dies 
gibt der „zweiten Reihe“ die Chance, sich 
in  den  nächsten  beiden  Jahren  zu  profi
lieren. Merz  (von der  JU hofiert,  von an
deren  schon  als  „aus  einer  anderen  Zeit 
kommend“  disqualifiziert),  der  aktuelle 
Gesundheitsminister  Spahn  und  der 
NWRMinisterpräsident  Laschet  (auch 



Deutschland           Klassenkampf 38/2020

14

Am 14. November 2019 gab die iranische Regierung die Erhö
hung der Treibstoffpreise bekannt. Vom 14. bis 18. erschütterte 
eine Explosion des Volkszornes das Land. Die Islamische Repu
blik,  durch  die  Massenproteste  von  20172018  ein  gebranntes 
Kind, blockiert das Internet und ertränkt den Aufstand in Blut. 
Die Polizei,  die Basij  (islamische Milizen  in Zivil)  und die Pas
daran  (Hüter der  islamischen Konterrevolution) verhaften  tau
sende  Demonstrant_innen  und  töten  mindestens  1.500 
(Reuters, 23. Dezember). Besonders gewalttätig scheint die Re
pression gegen Minderheiten  (Kurden, Araber) zu sein: So set
zen  die  Pasdaran  in  Mahshahr,  einer  Stadt  in  Khuzistan 
(Südwesten) mit arabischer Mehrheit, Maschinengewehre ein.

Am 3. Januar 2020 hatte die Ermordung des iranischen Gene
rals Qassem Soleimani im Irak durch eine Drohne auf Beschluss 
des Präsidenten der Vereinigten Staaten die Wirkung, die Bevöl
kerung  zumindest  vorübergehend  hinter  der  iranischen Regie
rung  zu  sammeln  und  die  Unterschiede  zwischen  den 
Fraktionen  der  islamistischen  Bourgeoisie  zu  verringern.  Die 
Trauer und Protestdemonstrationen sind massiv, auch in Khu
zistan:  In  der  Hauptstadt  Ahvaz  beispielsweise  erreichte  die 
Prozession eine Länge von 30 km.

Der amerikanische Staat maßt sich seit langem das Recht an, 
ganze  Bevölkerungen  auszuhungern,  ihnen  Medikamente  zu 
verweigern und mittels Blockaden und Embargos die Wirtschaft 
ganzer Länder zu ersticken, wie er es gegen Kuba, oder gegen 
den  Irak vor seiner  Invasion getan hat und wie er es heute ge

gen den Iran tut. Er nimmt sich das Recht heraus, Regierungen 
zu  stürzen und missliebige Personen ohne Kriegserklärung  zu 
töten.  Gerade  eben  auf  dem  Territorium  eines  verbündeten 
Staates, ohne dessen Regierung zu konsultieren. General Solei
mani  wurde  wegen  des  Konflikts  zwischen  der  imperialisti
schen  Welthauptmacht  und  einer  Regionalmacht  mit 
gegensätzlichen Interessen im Mittleren Osten ermordet. Er war 
Chef der AlQudsTruppe, dem  internationalen Zweig der  "Isla
mischen  Revolutionsgarden",  der  Armee  des  klerikalen  Regi
mes,  das  aus  der  Konterrevolution  von  19791981 
hervorgegangen  ist. Der  amerikanische Staat  verzieh  im nicht, 
dass er im Libanon, in Syrien und im Irak eine Rolle spielte, in
dem er schiitische Milizen auf sektiererischer und religiöser Ba
sis  gründete,  bewaffnete  und  finanzierte;  dass  er  an  der 
Niederlage  der  israelischen  Armee  im  Libanon  2006  beteiligt 
war; dass er auf die USamerikanische Aufkündigung des Vertra
ges und die Blockade des Iran mit Operationen gegen Öltanker 
in der Straße von Hormuz, gegen eine Raffinerie in SaudiArabi
en, gegen einen USStützpunkt im Irak und schließlich gegen die 
USBotschaft im Irak reagiert hat.

Aber die QudsTruppe und die Pasdaran sind ebenso große 
Feinde der Arbeiterklasse und des Kommunismus wie der Stab 
der USArmee und die CIAChefs. Die "Wächter" sind nicht nur 
ein Teil  des Repressionsapparates der  iranischen Bourgeoisie, 
sondern  ihr  Personal  kontrolliert  einen  bedeutenden  Teil  der 
Wirtschaft.  In Syrien hat die QudsBrigade ab März 2011,  lange 

Stoppt die USMilitärintervention im 
Nahen Osten! 

Beendet die Blockade gegen den Iran!

nicht  mehr  der  jüngste)  innerhalb  der 
CDU sowie der CSUVorsitzende und bay
rische  Ministerpräsident  Söder  stehen 
schon bereit für die Diadochenkämpfe.

Bis  dahin machen  alle weiter wie  bis
her.  Die  Große  Koalition  in  Berlin 
schleppt  sich  durch  alle  Irrungen  und 
Wirrungen hinweg bis zum bitteren Ende, 
wohl wissend, dass den beiden wichtigs
ten sie tragenden Parteien die Wähler ab
handenkommen.  Schon  jetzt  haben  sie 
längst  keine  Mehrheit  mehr.  Nach  der 
jüngsten  Umfrage  („Sonntagsfrage“)  der 
Forschungsgruppe Wahlen vom 16.  Janu
ar  2020  kommen  CDU/CSU  auf  27%  und 
die  SPD  auf  14%.  Gerade  einmal  41% 
könnten  demnach  die  GroKoParteien 

noch  zusammenbringen.  Die  Grünen 
kommen auf 23%, die FDP auf 7%. Die AfD 
käme,  wie  die  SPD,  auf  14%,  DIE  LINKE 
auf  9%.  Auf  sonstige  Parteien  entfallen 
6%.

Das  Regierungsbündnis  auf  Bundes
ebene kann in der Zukunft daher am ehe
sten ein rein bürgerliches sein aus  CDU/
CSU und Bündnis 90/Grüne. Die FDP wäre 
schon  nicht  mehr  erforderlich.  Es  wäre 
eine  Regierung,  vor  der  sich  das Kapital 
nicht  fürchten müsste.  Es  wäre  eine  Re
gierung,  die  den  Aufbau  einer  europäi
schen  Armee  vorantreiben  würde.  Es 
wäre eine Regierung, die Auslandseinsät
ze  der  deutschen  Armee  nicht  beendet, 

sondern  vertiefen würde:  zum  „Schutze“ 
Europas  „vor dem  internationalen Terro
rismus“, sprich: den ungewollten Zuwan
derungen  von  Millionen  Menschen  aus 
den  von  den  imperialistischen  Staaten 
ausgeplünderten und zerstörten Ländern 
Afrikas,  Asiens  und  Lateinamerikas.  Es 
wäre  eine  Regierung,  die  die  sich  schon 
jetzt  abzeichnenden  massiven  Angriffe 
auf die noch erhaltenen partiellen Errun
genschaften der Arbeiterbewegung ange
sichts  der  heraufziehenden  weltweiten 
Rezession  ganz  in  dessen  Interesse  or
chestrieren würde.

Bremen, 16.01.2020

Erklärung des CoReP (Kollektiv Permanente Revolution)
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Komm zum ROTEN TISCH!
Jeden zweiten Dienstag im Monat organisieren wir in der Westbahnstraße 35 

im 7. Wiener Gemeindebezirk im kurdischen Lokal ZYPRESSE unseren ROTEN 

TISCH.

Der ROTE TISCH ist ein offenes Diskussionsforum, in dem wir mit Interessierten 

über die aktuelle Lage, die Artikel in unserer Zeitung oder über theoretische 

Fragen sprechen. Die Themen findest Du auf unserer Homepage: 

www.klassenkampf.net

vor der Intervention der russischen imperialistischen Armee im 
September 2015, dazu beigetragen, Assad Junior vor der ihn be
drohenden Revolution zu retten.

Hinter den Kulissen haben Soleimani, die Pasdaran und der 
iranische  Staat  mehr  als  einmal  mit  "dem  großen  Satan"  (die 
USA in der Sprache der Ayatollahs) kollaboriert: 2001 in Afgha
nistan gegen die Taliban; 2003  im  Irak zur Bildung einer provi
sorischen Regierung; 2016 im Irak gegen Daesh (IS).

Die  Drohungen  des  iranischen  Klerikerregimes, 
des  obersten  Führers  und  des  Präsidenten,  haben 
angesichts der ungleichen militärischen Stärke bis
her  nur  zu  begrenzten Vergeltungsmaßnahmen  ge
führt.  Die  iranische  Regierung  war  mit  den 
Raketenangriffen  auf  zwei  USMilitärstützpunkten 
im Irak in der Nacht von 7. auf den 8. Januar zufrie
den, die keine Opfer forderten. Sie scheint die iraki
sche, wenn  nicht  sogar  die  amerikanische  Regierung,  gewarnt 
zu  haben.  Auf  der  anderen  Seite wurde  ein  Zivilflugzeug  einer 
ukrainischen Fluglinie mit überwiegend iranischen und kanadi
schen Passagieren aufgrund der militärischen Spannungen und 
der  Störung der  elektronischen Kommunikation durch das US
Militär  von  der  iranischen  Armee  abgeschossen.  Eine  weitere 
Eskalation ist nicht ausgeschlossen.

Fortschrittliche  Arbeiter  auf  der  ganzen  Welt  unterstützen 
den Sturz des AyatollahRegimes, das aus der Zerschlagung der 
Revolution von 19781979 geboren wurde. Diese Konterrevoluti
on  hat  Tausenden  von  Arbeiteraktivisten  das  Leben  gekostet, 
den  Kapitalismus  bewahrt,  Streiks,  Frauen,  nationale  Minder

heiten und Homosexuelle unterdrückt. Aber diese Aufgabe des 
Sturzes kann nicht Trump, dem Pentagon und der CIA überlas
sen werden. Es liegt an der Arbeiterklasse und den Unterdrück
ten  im  Iran,  die  islamischen  Kapitalisten  und  Henker  zu 
vertreiben, eine Arbeiter und Bauernregierung auf der Grundla
ge von Shoras (Arbeiterräten) zu errichten und den Weg für die 
sozialistische  Föderation  des  Mittleren  Ostens  zu  ebnen.  Die 

beste Hilfe für sie ist es, wenn sich die Arbeiterbe
wegung  der  Vereinigten  Staaten,  Israels  und  aller 
Länder  jeder  militärischen  Operation  gegen  den 
Iran  entgegenstellt  und  die  sofortige  Aufhebung 
der USBlockade fordert.
• Stoppt alle amerikanischen und israelischen Dro
hungen gegen den Iran!
• Sofortiges Ende der USBlockade gegen den Iran!
• Schließung  aller  amerikanischen,  britischen, 

französischen  und  russischen  Militärstützpunkte  im  Nahen 
Osten  und  im Mittelmeer,  Abzug  der  amerikanischen  Flotte 
aus  dem  Arabischen  Golf,  dem  Indischen  Ozean  und  dem 
Mittelmeer!

12. Januar 2020
CoReP

(Deutschland, Frankreich Österreich, Türkei)
IKC

(Spanischer Staat)
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überholte Passagen (mittlerweile veralte
te Wirtschaftsdaten, Polemik gegen nicht 
mehr  existierende  zentristische  Organi
sationen …) sind hingegen nur noch von 
historischem Interesse. 

Ebenfalls  beschlossen  wurde  ein  neu
es, erweitertes Organisationsstatut. Auch 
wenn die GKK eine sehr kleine Organisa
tion ist, wurde auf der Konferenz auch ei

ne Leitung gewählt. Das ist Ausdruck des 
Willens,  trotz  der  notwendigen  Ein
schränkungen  eines  kleinen  Kaderkerns 
soweit  wie  möglich  einen  demokrati
schen  Zentralismus  zu  praktizieren  und 
eine  leninistische Organisation aufzubau
en.

Durch  die  Anwesenheit  ausländischer 
Genossen  bei  den Diskussionen  vor  und 

auf der Konferenz wurde unser Bekennt
nis zum Internationalismus nicht nur be
kräftigt – es zeigte sich auch deutlich, wie 
wichtig es für eine kleine nationale Orga
nisation  ist,  Teil  einer  internationalen 
Tendenz  zu  sein  und  von  den  Erfahrun
gen  der  Schwesterorganisationen  zu  ler
nen.

Fortsetzung von Seite 16: Konferenz der GKK

Das Kollektiv Permanente Revolution im Internet:
www.revolucionpermanente.com
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Bericht von der 2. Konferenz der GKK

Seit  der  Konferenz  2012,  bei  der  die 
„Programmatischen  Grundlagen  der 
GKK“  beschlossen  worden  waren,  wur
den  grundlegende  Positionen  auf  Plena 
der Organisation beschlossen. 

Aufgrund  scharfer  Wendungen  im  in
ternationalen  und  nationalen  Klassen
kampf  –  die  Zunahme  der 
innerimperialistischen  Spannungen,  An
zeichen  für  eine  neue,  weltweite  Wirt
schaftskrise,  Erosion  der  „alten 
Führungen“  des  Proletariats  etc.  sowie 
der  Tendenz  zum  „starken  Staat“  in  Ös
terreich,  der  aggressiven  Politik  der  tür
kisblauen  Koalitionsregierung  gegen 
soziale  und  demokratische  Errungen
schaften und der Krise der SPÖ – war es 
angebracht,  eine  gut  vorbereitete  Konfe
renz einzuberufen, bei der neben organi
satorischen  Maßnahmen  auch  ein 
aktuelles  Programm  verabschiedet  wer
den sollte.

Die  Vorkonferenzdiskussion  wurde 
seit  dem  Sommer  in  Internen  Bulletins 
geführt, wobei sich in der Frage des Her
angehens an die  „Umweltbewegung“ und 
den  Kampf  gegen  die  kapitalistische  Na
turzerstörung  immer  größer  werdende 
Differenzen in der Organisation zeigten. 

Die Vorkonferenz wurde durch das Re
ferat  eines Genossen der Nationalen Lei
tung  der  Groupe  Marxiste 
Internationaliste (frz. Sektion des CoReP) 
eingeleitet,  der  einen Überblick  über  die 
internationale  Situation  gab.  Der  Han
delskrieg zwischen den  imperialistischen 
Mächten  (vor  allem  den  USA  gegen  die 
Konkurrenz  Chinas,  aber  auch  der  euro
päischen  Imperialisten)  und  die  Anzei
chen  einer  neuen  Wirtschaft  und 
Finanzkrise bilden die Basis  für den Ver
schleiß  der  traditionellen  bürgerlichen, 
aber  auch  sozialreformistischen  Partei
en. Weltweit sehen wir den Aufstieg soge
nannter  „populistischer“, 
nationalistischer, faschistoider oder offen 
faschistischer  Kräfte.  Analogien  zu  den 
20er  und  30er  Jahren  sind  allerdings  in

sofern  verfrüht,  als  das  internationale 
Proletariat  (noch) nirgends vernichtende 
Niederlagen hinnehmen musste  (wie das 
italienische  Proletariat  1921  mit  der 
Machtergreifung  der  faschistischen  Par
tei Mussolinis).

Eine  lebhafte  Diskussion  über  den  in
ternationalen  Bericht  bildete  die  Grund

lage für die weitere Arbeit am ersten Tag 
der  Vorkonferenz.  Diskutiert  wurde  ein 
detaillierter  Arbeits  und  Aufbauplan  für 
die  nächste  Periode,  dessen  Schwer
punkte  unter  anderem  die  Schulungstä
tigkeit  nach  Innen  und  Außen  und  das 
Publikationswesen der GKK sind. Die Zei
tung  KLASSENKAMPF  soll  deutlich  den 
Charakter  eines  „Zentralorgans“  tragen, 
während  zu  aktuellen Anlässen  eher  agi
tatorische  Flugblätter  erscheinen  sollen. 
Tagespolitische  Artikel,  die  sich  im  Rah
men der Organisationslinie bewegen, sol
len  primär  über  die  Homepage  und 
soziale Medien verbreitet werden.

Am  zweiten  Tag  der  Vorkonferenz 
wurde  der  Punkt  „Ökologie  und  Sozialis
mus“  diskutiert,  bei  dem  sich  die  oben 
angedeuteten  Differenzen weiter  zuspitz
ten.  Ist  die  kapitalistische  Naturzerstö
rung  eine  „Menschheitsfrage“  oder  eine 
Klassenfrage? Wie werden  unter  den  Be
dingungen  einer  rätedemokratisch  orga
nisierten  nachkapitalistischen 
Gesellschaft  die Maßnahmen zur Beseiti
gung der Folgen der kapitalistischen Res
sourcenvernichtung  aussehen?  In  der 
Diskussion  zeigten  sich  zwischen  dem 
Genossen P.L.  und dem Rest  der Organi

sationen grundlegend divergierende Kon
zepte  vom  Funktionieren  einer  auf 
Rätemacht  basierenden Gesellschaft,  die 
sich Richtung Kommunismus und in wei
terer Folge klassenloser Gesellschaft ent
wickeln  soll,  in  der  also  auch  der  Staat 
und  staatliche  Zwangsmaßnahmen  ver
schwinden werden.

Da  Teile  des  neuen  Programms  noch 
nicht schriftlich formuliert vorlagen, wur
de  die  Beschlussfassung  über  das  Pro
gramm  und  den  „Umweltteil“  desselben 
auf  die  Konferenz  am  1.  Dezember  ver
tagt. In der Zwischenzeit wurde die inter
ne Diskussion fortgesetzt.

Die  Konferenz  am  1.  Dezember  2019 
begann  mit  der  Diskussion  des  Pro
grammentwurfs  und  führte  zum  Bruch 
mit  dem  Genossen  P.L.  Das  einstimmig 
beschlossene  Programm  wird  bis  Ende 
Jänner 2020 noch redaktionell für die Ver
öffentlichung als Broschüre überarbeitet. 
Das  neue  Programm  skizziert  die  Ent
wicklung  der  politischen  Lage  in  Öster
reich  mit  Schwerpunkt  auf  den 
synchronen Niedergang der von der SPÖ 
praktizierten  institutionalisierten  Form 
der Klassenzusammenarbeit („Sozialpart
neschaft“) und der Krise der Sozialdemo
kratie.  Bekräftigt  wird  unsere 
Einschätzung  der  SPÖ  als  bürgerlicher 
Arbeiterpartei.  Ein  weiteres  zentrales 
Element  des  Programms  ist  die  Analyse 
der Entwicklung der politischen Konzep
tionen  der  österreichischen  Bourgeoisie 
– Zersetzung der „repräsentativen Demo
kratie“,  Schwächung des Parlaments,  au
toritäre Wende in Richtung starker Staat. 
Der  zweite  Abschnitt  des  Programms 
fasst  unsere Antworten  auf  die  brennen
den Fragen der österreichischen Lohnab
hängigen – Arbeitslosigkeit, Spaltung der 
Klasse  in  migrantische  und  „einheimi
sche“  Schichten,  männliche  und  weibli
che Arbeiter_innen, wohnen, Ausbildung 
etc.  und die daraus resultierenden Über
gangsforderungen  zusammen.  Die  „Pro
grammatischen  Grundlagen“  von  2012 
bleiben  insoweit  gültig,  als  sie  den  Cha
rakter  einer  allgemeinen  Einführung  in 
die Positionen des  internationalistischen 
Marxismus haben. Durch die Entwicklung 

Am 14. und 15. September 2019 hat die Gruppe Klassenkampf (GKK), die öster
reichische  Sektion  des  Kollektivs  Permanente  Revolution,  eine  zweitägige 

Vorkonferenz für die 2. Konferenz der Organisation am 1. Dezember 2019 abgehal
ten. An der Vorkonferenz nahmen Genossen aus Frankreich und Deutschland teil, 
an der Konferenz selbst ein deutscher Genosse.

Fortsetzung auf Seite 15


